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A  EINLEITUNG 

Seit Veröffentlichung des Berichts über die Geburt des Klon-

schafs Dolly im Jahre 1997 steht die Möglichkeit, auf dem We-

ge des Klonens durch Kerntransfer auch Menschen herzustel-

len, im Blickpunkt des öffentlichen Interesses. Entsprechende

Vorhaben und Versuche stoßen weltweit auf Ablehnung. Diese

dokumentiert sich bereits in zahlreichen Rechtstexten und 

politischen Initiativen, die für ein Verbot des Klonens von

Menschen zu Fortpflanzungszwecken eintreten. Der Nationale

Ethikrat (NER) hat in seiner Erklärung vom 28.11.2002 das

Klonen zu Fortpflanzungszwecken einmütig und uneinge-

schränkt abgelehnt. Der Deutsche Bundestag hat Anfang 2003

eine Entschließung verabschiedet, die Regierung möge sich in

Zusammenarbeit mit Frankreich und anderen Ländern bei den

Vereinten Nationen für ein universelles Verbot des Klonens

beim Menschen einsetzen, ohne Unterschied, ob zu Fortpflan-

zungs- oder zu biomedizinischen Forschungszwecken. Der 

Beschluss wurde mit dem Argument begründet, dass das Men-

schenklonen in allen Varianten eine Verletzung der Menschen-

würde darstelle und deshalb universell zu ächten sei. Die Ver-

handlungen der Vereinten Nationen über eine Klonkonvention

wurden im Dezember 2003 um ein Jahr vertagt.

Auch wenn es in absehbarer Zeit zu einer Entschließung der

Vereinten Nationen kommen sollte, wird damit die weltweite

Debatte über das Klonen nicht beendet sein. Große Meinungs-

unterschiede zwischen einzelnen Ländern, starke weltanschauli-

che Differenzen und divergente Einschätzungen der beteiligten

Forscher1 machen das Klonen weiterhin zu einem Wendepunkt

in der tief greifenden ethischen und politischen Debatte über

die Zukunft des Menschen. Deshalb hat sich der NER ent-

schieden, eine Stellungnahme zum Klonen vorzulegen, in der

er die wesentlichen sachlichen Aspekte anzusprechen und die

Breite der Meinungsbildung anschaulich zu machen versucht.

1 Der Einfachheit halber wird in dieser Stellungnahme die maskuline Form für 
beide Geschlechter verwendet. 

a
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Unter Klonen versteht man im wissenschaftlichen Sprach-

gebrauch die ungeschlechtliche Vermehrung von Zellen oder

Organismen, wobei genetisch identische Individuen entstehen.

Ungeschlechtliche Vermehrung kommt im Reich der Lebewe-

sen vor allem bei Einzellern vor, bei denen aus einer Mutterzel-

le zwei Tochterzellen entstehen. Auch die Ableger von Pflanzen

sind Produkte ungeschlechtlicher Vermehrung und somit Klo-

ne. Im Tierreich entstehen Nachkommen fast ausschließlich

durch geschlechtliche Fortpflanzung, wobei Ei- und Samenzel-

len nach vorheriger Aufteilung und Neukombination des gene-

tischen Materials verschmelzen und danach ein genetisch neu-

es Individuum bilden. Als Sonderfall des Klonens wird die

Bildung eineiiger Zwillinge betrachtet, die sich allerdings aus

einer durch geschlechtliche Vermehrung entstandenen be-

fruchteten Eizelle entwickeln. Der eine Zwilling oder Mehrling

kann nicht als Nachkomme des anderen bezeichnet werden.

Entwicklungsbiologen haben sich seit dem späten 19. Jahr-

hundert mit der Frage beschäftigt, ob im Tierversuch ganze

Organismen geklont werden können. Dies erwies sich als sehr

schwierig und gelang zunächst nur als Embryospaltung, dann

in den 1960er-Jahren durch Zellkernübertragung bei Amphi-

bien und zwei Jahrzehnte später bei Säugetieren.

Das 1996 „erzeugte“ Schaf Dolly war das erste Beispiel für

einen Klon, der durch Kernübertragung aus einer Körperzelle

eines erwachsenen Säugetieres in eine Eizelle, deren Zellkern

zuvor entfernt worden war, gewonnen wurde. Das Ziel solcher

Forschung ist es, in der Tierproduktion entweder Hochleis-

tungsexemplare (z.B. Rinder) genetisch identisch zu vermeh-

ren oder genetisch modifizierte Exemplare herzustellen und zu

klonen, die in ihrem Körper humanverträgliche biologische

Wirkstoffe (Impfstoffe, wichtige Proteine) herstellen und sie

beispielsweise durch Ausscheidung über die Milch für den the-

rapeutischen Einsatz zugänglich machen können 

Mit der Anwendung des Kerntransfers bei verschiedenen

Säugetierarten rückte das Klonen beim Menschen aufgrund

der biologischen Verwandtschaft in den Bereich des Mög-

lichen. Seitdem gibt es eine breite Debatte darüber, ob es tech-

nisch realisierbar ist, Menschen auf diese Weise herzustellen,

und ob es ethisch und rechtlich zulässig ist, dies experimentell

zu versuchen und zu praktizieren, wenn es denn technisch

funktioniert. Die Diskussion um das Klonen wird immer wie-

der verschärft, wenn Absichtserklärungen oder Ankündigun-

gen in der Presse erscheinen, dass ein Klonbaby hergestellt wer-

den solle oder bereits unterwegs sei. Die angeblich erreichten

Ergebnisse wurden bislang nicht vorgezeigt, geschweige denn

wissenschaftlich überprüft.

Unter Forschern wird das Fortpflanzungsklonen von Men-

schen allgemein abgelehnt. Kontrovers wird dagegen die 

Herstellung und Verwendung menschlicher Klon-Embryonen 

für die biomedizinische Forschung diskutiert, bei der keine

Schwangerschaft hergestellt wird, sondern embryonale

Stammzellen für Forschungszwecke oder Therapieversuche 

gewonnen werden sollen. Im Februar 2004 wurde erstmals in 

einer wissenschaftlichen Fachzeitschrift berichtet, dass mensch-

liche Klon-Embryonen mittels Kerntransfers erzeugt und aus

ihnen embryonale Stammzellen gewonnen worden sind.

Die hier vorgelegte Stellungnahme befasst sich mit den bio-

logischen Möglichkeiten und der ethischen wie verfassungs-

rechtlichen Beurteilung des Klonens von Menschen zu Fort-

pflanzungszwecken und biomedizinischen Forschungszwecken.

Ergänzend wird die Rechtslage in der Bundesrepublik Deutsch-

land dargestellt und ein Überblick über Regelungen in einigen

anderen Ländern sowie inter- und supranationale Vereinba-

rungen gegeben.

aa
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B  BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 
UND NATURWISSENSCHAFTLICHER
SACHSTAND

1. Begriffsbestimmungen

1.1. Klonen

Klonen wird im Folgenden, wenn nicht ausdrücklich anders

gesagt, stets in Bezug auf den Menschen verwendet und bezeich-

net die künstliche Herstellung eines menschlichen Organis-

mus, der mit einem anderen Menschen erbgleich ist. Der Begriff

des Klonens umfasst das Verfahren des somatischen Kerntrans-

fers (SCNT = somatic cell nuclear transfer; CNR = cell nuclear

replacement, umgangssprachlich auch „Dolly-Verfahren“, siehe

unten) und die künstliche Teilung eines aus Keimzellen ent-

standenen Embryos (Embryosplitting, siehe unten). Erbgleich-

heit wird pragmatisch gleichgesetzt mit Gleichheit des Zellkern-

genoms. Mögliche Unterschiede in den wenigen Genen, die

nicht im Zellkern, sondern in den Mitochondrien (Zellkörperchen

des Energiestoffwechsels) vorkommen, werden vernachlässigt.

Unterschiede, die durch somatische Mutationen im Laufe

des Lebens in jenen Zellen entstanden sind, deren Zellkern für

den Transfer genutzt wird, werden ebenfalls nicht beachtet.

1.2. Klonen zu Fortpflanzungszwecken und Klonen
zu biomedizinischen Forschungszwecken

Als Klonen zu Fortpflanzungszwecken (auch „reproduktives“

Klonen genannt2) bezeichnet man ein Verfahren, das letztlich

auf die Herbeiführung einer Schwangerschaft und die Geburt

eines erbgleichen Kindes gerichtet ist.

13

Als Klonen zu biomedizinischen Forschungszwecken (auch

„therapeutisches“ oder „experimentelles“ Klonen genannt)

wird ein Verfahren bezeichnet, bei dem nicht die Herbeifüh-

rung einer Schwangerschaft angestrebt wird, sondern die Her-

stellung einer Blastozyste (Embryonalstadium), aus der etwa

am vierten Tag embryonale Stammzellen für Forschungs-

zwecke oder Therapieversuche gewonnen werden.

Beim Klonen zu biomedizinischen Forschungszwecken

werden also zunächst dieselben Techniken verwendet wie beim

Klonen zu Fortpflanzungszwecken. Die Ziele des Klonens zu

biomedizinischen Forschungszwecken bestehen darin, den

Entwicklungsprozess solcher Gebilde mit und ohne genetische

Störungen3 zu untersuchen und, als Fernziel, erneuerte Zellen

oder Gewebe für die Behandlung z.B. degenerativer Krankhei-

ten zu gewinnen. Von diesen Zellen wird erwartet, dass sie auf-

grund der genetischen Identität besonders immunverträglich

für den Spender des Zellkerns sind und nach einer Transplan-

tation vermutlich nicht abgestoßen werden.

1.3. Embryo

Als menschlicher Embryo wird der sich aus einer befruchteten

Eizelle (Zygote) entwickelnde Organismus bis zum Abschluss

der wesentlichen Organentwicklung nach acht Wochen be-

zeichnet4. Das Embryonalstadium beginnt mit der Furchung

(Teilung ohne Wachstum) der befruchteten Eizelle. Es bildet

sich durch mehrfache Teilung ein kompakter Zellverband, der

Morula (Maulbeerkeim) genannt wird. Er besteht aus einer

2 Im Englischen wird auch die anschauliche Bezeichnung Cloning-to-produce-
children verwendet.

3 Die Erforschung genetischer Erkrankungen des Menschen durch das Klonen 
zu biomedizinischen Forschungszwecken schlägt z.B. Wilmut vor (2004): 415.

4 Der Begriff „Prä-Embryo“ stammt aus der britischen Diskussion über die 
Embryonenforschung in den 1980er-Jahren. Er beschreibt die Entwicklung 
der befruchteten menschlichen Eizelle bis zur Ausbildung des Primitiv-
streifens am Beginn der dritten Woche. Die Bezeichnung Prä-Embryo wird – 
z.B. im spanischen Gesetz über assistierte Reproduktionstechniken – auch 
zur Beschreibung des Stadiums vor der Implantation in den Uterus 
verwendet. In der deutschen Diskussion ist der Begriff nicht gebräuchlich.

bb
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1.4. Totipotenz

Totipotenz ist zunächst die Fähigkeit eines durch natürliche

Zeugung entstandenen Embryos, sich nach Einnistung in die

Gebärmutter zu entwickeln und schließlich geboren zu wer-

den. Diese Fähigkeit hat auch der durch extrakorporale Be-

fruchtung einer Eizelle in vitro entstandene Embryo. Bei expe-

rimentell, z.B. durch Kerntransfer erzeugten Gebilden wird die

Totipotenz als Kriterium verwendet, um zu entscheiden, ob es

sich um Embryonen oder um andersartige Zellkonstrukte han-

delt. Im Sprachgebrauch der klassischen Embryologie ist eine

Zelle totipotent, wenn sie die gleiche Entwicklungsfähigkeit

wie eine durch Keimzellverschmelzung entstandene Zygote

hat, d.h. wenn sie sich teilen und zu einem embryonalen Orga-

nismus sowie den ihn ernährenden extraembryonalen Gewe-

beanteilen entwickeln kann7. Bei der Erforschung von embryo-

nalen Stammzellen der Maus hat sich eingebürgert, Zellen

dann als totipotent zu bezeichnen, wenn sie in der Lage sind,

sich in jeden Zelltyp eines Organismus – einschließlich der

Keimzellen – zu differenzieren, ohne jedoch allein zur Ganz-

heitsbildung eines Organismus fähig zu sein. Im Folgenden

wird der Begriff der Totipotenz – wie in der deutschen Rechts-

ordnung – im Sinne der Fähigkeit einer einzelnen Zelle zur

Ganzheitsbildung verwendet.

Das aktuelle Vorhandensein von Totipotenz bei einem ex-

perimentell hergestellten Gebilde lässt sich für das Klonen

beim Menschen weder nachweisen noch widerlegen, weil sich

entsprechende Versuche, namentlich experimentelle Schwan-

gerschaften, beim Menschen aus ethischen Gründen verbieten.

Überdies hängt das Vorhandensein von Totipotenz nach der

Legaldefinition im Embryonenschutzgesetz und im Stamm-

14

Anzahl von Blastomeren (Furchungszellen). Nach weiteren

Zellteilungen entsteht die Blastozyste, ein kugelförmiges, mit

Flüssigkeit gefülltes Bläschen, in dem man Trophoblastzellen

(für die Einnistung und spätere Ernährung zuständig) von

Embryoblastzellen (aus denen der gesamte spätere Körper

werden kann) unterscheidet. Bis zu diesem Stadium kann die

Entwicklung auch in vitro erfolgen. Eineiige Zwillinge können

auch nach der Einnistung in die Gebärmutter noch entstehen,

die normalerweise am fünften oder sechsten Tag nach der Be-

fruchtung beginnt. Während der menschliche Embryo vor der

Einnistung in seiner Gestalt keinerlei Ähnlichkeit mit der eines

Menschen hat, nimmt er in den Wochen nach der Einnistung in

die Gebärmutter allmählich menschliche Formen an, die dann

beim zwölf Wochen alten Fetus eindeutig zu erkennen sind5. Mit

molekulargenetischen Methoden lässt sich für jeden Embryo in

vitro zweifelsfrei feststellen, ob er zur menschlichen Spezies gehört.

Der Begriff Embryo wird – wenn auch nicht unumstritten –

ebenfalls verwendet, wenn das Lebewesen nicht durch die Ver-

einigung einer Eizelle mit einer Samenzelle entstanden ist.

Die geltende Rechtsordnung6 definiert in § 8 Embryonen-

schutzgesetz als Embryo „bereits die befruchtete, entwicklungs-

fähige menschliche Eizelle vom Zeitpunkt der Kernverschmel-

zung an, ferner jede einem Embryo entnommene totipotente

Zelle, die sich bei Vorliegen der dafür erforderlichen weiteren

Voraussetzungen zu teilen und zu einem Individuum zu ent-

wickeln vermag“. Laut § 3 Stammzellgesetz gilt als Embryo „be-

reits jede menschliche totipotente Zelle, die sich bei Vorliegen

der dafür erforderlichen weiteren Voraussetzungen zu teilen

und zu einem Individuum zu entwickeln vermag“.

5 Medienberichte über die frühe Embryonalphase werden mitunter irrefüh-
rend mit Abbildungen eines als Mensch erkennbaren Embryos im zweiten 
Monat illustriert. Der NER hat seiner Stellungnahme „Genetische Diagnostik
vor und während der Schwangerschaft“ (Januar 2003). Informationen und 
Bildmaterial zum Verlauf der frühen menschlichen Entwicklung beigefügt. 

6 Siehe Kapitel C.

7 In der Stellungnahme des US-amerikanischen President’s Council on 
Bioethics ist eine totipotente Zelle wie folgt definiert: „A cell with an 
unlimited developmental potential, such as the zygote and the cells of the 
very early embryo, each of which is capable of giving rise to (1) a complete 
adult organism and all of its tissues and organs, as well as (2) the fetal 
portion of the placenta.“ (The President’s Council on Bioethics 2002: 55)

bb
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mehr totipotent werden kann. Als verlässliches und von äuße-

ren Eingriffen unberührtes Kriterium, ob in einer konkreten

Situation ein menschlicher Embryo vorliegt, kann die Totipo-

tenz in einem solchen Fall nicht dienen. Die einzige verblei-

bende Möglichkeit für Aussagen über die Totipotenz experi-

mentell erzeugter menschlicher Gebilde ist somit der

Analogieschluss: Wenn ein Versuchsansatz bei zahlreichen

Tierarten regelmäßig zu einem nachweisbar totipotenten Pro-

dukt führt, weil nämlich ein neues Individuum geboren wur-

de, dann kann man induktiv auf das Vorliegen der Totipotenz

auch bei analog hergestellten menschlichen Gebilden schlie-

ßen. Zwar können Ergebnisse aus Tierversuchen nicht voll-

ständig auf den Menschen übertragen werden; der im Februar

2004 veröffentlichte Bericht über die Herstellung menschlicher

Klon-Embryonen mittels Kerntransfers und die anschließende

Gewinnung von Stammzellen (siehe Abschnitt A 4.2.) deutet

jedoch darauf hin, dass der beschriebene Analogieschluss trag-

fähig ist.

2. Klontechniken und andere Verfahren zur
künstlichen Herstellung von Blastozysten

Für die Anwendung des Klonens beim Menschen kommen

hauptsächlich zwei in Tierversuchen erprobte Techniken infra-

ge: Embryosplitting und Kerntransfer. Im Folgenden werden

neben diesen Klontechniken auch einige weitere Verfahren zur

künstlichen Herstellung von Blastozysten vorgestellt, die zur

Gewinnung von Stammzellen genutzt werden können. Ihnen

fehlt jedoch das Kennzeichen der genetischen Identität, das für

einen Klon charakteristisch ist.

16

zellgesetz davon ab, dass sich die Zelle „bei Vorliegen der dafür

erforderlichen weiteren Voraussetzungen“ zu teilen und zu ei-

nem Individuum zu entwickeln vermag; damit könnte der feh-

lende Nachweis unter Berufung auf die Legaldefinition8 immer

damit erklärt werden, dass eine wesentliche weitere Vorausset-

zung vorenthalten wurde.

Embryonale Stammzellen (ES-Zellen) gelten im Tierver-

such weder einzeln noch im Verband als totipotent, weil sie kei-

nen Trophoblasten bilden, aus dem später das für die Entwick-

lung unverzichtbare Hüll- und Nährgewebe entsteht. Lediglich

im Zellverband und im Kontext mit anderen Zellen, die zur Bil-

dung des Trophoblasten in der Lage sind, kann ein lebensfähi-

ges Tier entstehen, das ausschließlich aus den ES-Zellen hervor-

gegangen ist9. Allerdings sind die Voraussetzungen für eine

solche Entwicklung im Genom vorhanden, sodass nur die „erfor-

derlichen weiteren Voraussetzungen“ künstlich geschaffen wer-

den müssten,mit denen auch diese Fähigkeit wieder abrufbar wird.

Totipotenz lässt sich jedenfalls im Tierversuch durch expe-

rimentelle Manipulation herstellen, und zwar auch durch Ver-

änderung einer einzelnen Zelle vor der Bildung des Embryos.

So entstand bei der „Herstellung“ des Schafs Dolly aus einer

Euterzelle nach Verpflanzung ihres Zellkerns in eine entkernte

Eizelle ein totipotentes Gebilde. Totipotenz lässt sich auch ma-

nipulativ vermindern oder unterbinden: Man könnte schon

bei der Kultivierung der Spenderzelle oder der Isolierung des

Zellkerns für den Kerntransfer eines oder mehrere Gene blo-

ckieren, die für die spätere Einnistung der erzeugten Blastozyste

unabdingbar wären10. Auf diese Weise sollen noch vor der Her-

stellung des Klons Vorkehrungen dafür getroffen werden, dass

ein Gebilde entsteht, das definitiv nicht totipotent ist und nicht

8 Die gesetzliche Definition bezieht sich auf nicht genau definierte Voraus-
setzungen: „Totipotenz ist die Fähigkeit einer Zelle, sich bei Vorliegen 
der dafür erforderlichen weiteren Voraussetzungen zu teilen und zu einem 
Individuum zu entwickeln.“

9 Nagy et al. (1990); Nagy et al. (1993); Wang et al. (1997); Eggan et al. (2001)
10 Solche Blockaden sind möglich, wenn man Sequenz und Position des verant-

wortlichen Gens kennt. Es steht zu vermuten, dass solche Eingriffe 

mit der weiteren Kenntnis des Humangenoms und seiner Funktion aus-
gearbeitet werden können. Man könnte auch bei Gameten Vorkehrungen 
treffen, dass sie zwar nach Befruchtung Blastozysten bilden können, dann 
aber nicht weiter entwicklungsfähig sind.
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Zellbestandteile bis zur Bildung der Blastozyste notwendig

sind. Der Zellkern der Spenderzelle liefert die Erbanlagen des

Spenders, mit dem der Klon erbgleich sein soll.

Als Empfängerzelle nimmt man eine Eizelle und entfernt

den eigenen Zellkern, z.B. durch Absaugen mit einer Mikropi-

pette. Die Eizelle wird dadurch „genetisch stumm“; in ihr ver-

bleiben an Erbmaterial lediglich wenige Gene, die nicht im

Kerngenom, sondern in den Mitochondrien vorhanden sind.

Streng genommen ist damit der Klon nicht völlig genetisch

identisch mit dem Spender, es sei denn, Eizelle und übertrage-

ner Zellkern stammen von derselben (weiblichen) Person. Die-

ser Restbestand an Genen aus der Empfänger-Eizelle kann bei

manchen Anwendungen des Klonens von Bedeutung sein13,

wird aber gewöhnlich als praktisch zu vernachlässigen angese-

hen. Der Spenderzellkern wird mit der kernlosen Eizelle fusio-

niert14, sodass ein einzelliges Gebilde entsteht, das einer durch

eine Samenzelle befruchteten Eizelle gleicht. Wenn es möglich

ist, dieses Gebilde zu spontaner Teilung und Entwicklung zu

veranlassen, so handelt es sich um einen Klon-Embryo.

2.3. Weitere Techniken

In Tierexperimenten wurden Blastozysten und embryonale

Stammzellen auch mit anderen Verfahren als dem somatischen

Zellkerntransfer hergestellt. So berichtete eine Forschergrup-

pe15, dass unbefruchtete Eizellen nicht menschlicher Primaten

aktiviert werden konnten (dabei entsteht durch Fusion des ha-

ploiden Kerns des zweiten Polkörperchens mit dem der Eizelle

eine diploide, zum großen Teil homozygote Zelle) und sich bis

in das Blastozystenstadium weiter entwickelten (Parthenoge-
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2.1. Embryosplitting

Bei der Technik des Embryosplittings wird die natürliche Ent-

stehung von eineiigen Zwillingen nachgeahmt. Zwillinge kön-

nen durch Spaltung einer Morula oder einer Blastozyste ent-

stehen. Man kann bei Tieren auch eine Morula durch

Entfernen der primären Eihülle auflösen und die Zellen in

Gruppen zur Mehrlingsbildung in leere Eihüllen einsetzen11.

Auf diese Weise entstehen aus einem Embryo mehrere erbglei-

che Embryonen. Diese Technik lässt sich etwa bei den Arten

Maus, Ratte, Kaninchen, Schaf, Rind, Schwein und Rhesusaffe

anwenden. Es ist zu vermuten, dass sie analog beim Menschen

durchführbar wäre. Identische Mehrlinge können bei Tieren

auch aus ES-Zellen hergestellt werden: Werden ES-Zellen der

Maus in fremde Blastozysten injiziert, die so behandelt wur-

den, dass sie keine eigenständige Embryonalentwicklung errei-

chen können (Tetraploidie), dann entwickeln sich lebensfähige

Mäuse, deren Genom mit dem der ES-Zellen identisch ist. Die

defekten (tetraploiden) Zellen der Wirts-Blastozyste tragen

ausschließlich zu extraembryonalem Gewebe bei, das für die

Einnistung und spätere Ernährung zuständig ist12.

2.2. Zellkerntransfer

Für das Verfahren des Kerntransfers benötigt man eine Emp-

fänger-Eizelle und den Zellkern einer Spenderzelle. Die Emp-

fänger-Eizelle bildet das für die Entwicklung notwendige Mi-

lieu, denn zur Entwicklung eines Embryos kann es nur

kommen, wenn im Zytoplasma (Zellsaft) der Eizelle Entwick-

lungsfaktoren vorhanden sind, welche die ersten Entwick-

lungsphasen unterstützen und kontrollieren. Außerdem sind

in den Eizellen Komponenten enthalten, die zum Aufbau der

11 Escriba et al. (2002)
12 Nagy et al. (1993); Eggan et al. (2001)

13 So wird diskutiert, ob Proteine, die von der mitochondrialen DNA codiert 
werden, nach einer Zell- oder Gewebetransplantation möglicherweise zu 
einer Immunreaktion des Zellkernspenders führen können.

14Die Verschmelzung kann nach Injektion des Kerns in die leere Eizelle mittels 
einer Mikropipette z.B. durch elektrische Impulse erfolgen. 

15 Cibelli et al. (2002)
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3. Erfolgsraten des Klonens beim Säugetier

3.1. Reprogrammierung von Zellkernen

Damit die Herstellung eines Embryos durch Kerntransfer ge-

lingt, muss der zu klonende Zellkern in geeigneter Weise vor-

bereitet werden. Eine wachsende und sich im Verlauf der Kör-

perentwicklung spezialisierende Zelle entfernt sich immer

weiter vom ursprünglichen Zustand der befruchteten Eizelle.

Dabei wird die DNA modifiziert, z.B. durch angehängte Me-

thylgruppen. Diese lassen zwar den Informationsgehalt des

Erbgutes unverändert, regeln aber das Ablesen dieser Informa-

tion und bestimmen, welche Gene in welchen Zellen inaktiv

und welche aktiv sind23. Entsprechend ändert sich das Spek-

trum zellulärer RNA und Proteine. Für den Kerntransfer müs-

sen alle Funktionszustände in den für die befruchtete Eizelle

typischen Zustand zurückgeführt werden (Reprogrammie-

rung). Der Klonvorgang gelingt umso besser, je näher die Zel-

le, deren Kern in die Eizelle transplantiert wird, am embryona-

len Zustand ist: Die besten Klonerfolge erzielt man im 

Tierversuch mit Zellkernen aus embryonalen Zellen und em-

bryonalen Stammzellen sowie aus Zellen, die aus keimzell-

produzierenden Geweben (Hoden, Eierstock) stammen. Die

Reprogrammierung von Zellkernen aus Körperzellen gelingt

besonders selten, und es war gerade der Klonerfolg nach dem

Kerntransfer aus einer Euterzelle des Schafs, der 1997 die 

Sensation des Berichts über die Geburt des Schafs Dolly aus-

machte. Besonderes Augenmerk gilt deshalb der Untersuchung

derjenigen Faktoren, die dazu führen, dass es zur Reprogram-

mierung eines somatischen Zellkerns kommt.
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nese = Jungfernzeugung). Aus den Blastozysten wurden

Stammzellen mit charakteristischen Eigenschaften von ES-Zel-

len gewonnen, die sich in vitro in verschiedene Zelltypen diffe-

renzierten16. Die Autoren äußerten die Erwartung, dass ihre Er-

gebnisse eine Alternative zum Klonen des Menschen für

biomedizinische Forschungszwecke eröffneten, obwohl diese

Blastozysten nicht genetisch identisch mit der Spenderin der

Eizellen sind. Die Etablierung von Stammzellen aus unbe-

fruchteten menschlichen Eizellen würde es allerdings nicht er-

lauben, Stammzellen für männliche Patienten herzustellen17.

Aufgrund von Tierversuchen weiß man, dass bei Säugetieren

die parthenogenetisch aktivierten Eizellen nicht ohne weiteres

entwicklungsfähig sind. Sie können Blastozysten bilden, deren

Trophoblast aber kleiner als normal ist. Die Blastozysten kön-

nen sich einnisten und beginnen, sich wie ein Embryo zu dif-

ferenzieren, aber die resultierende Trächtigkeit endet bald

durch Spontanabort. Es ist jedoch nicht ausgeschlossen, dass

man parthenogenetisch erzeugte Blastozysten zur Gewinnung

von Stammzellen für therapeutische Zwecke verwenden kann.

Eine andere Forschergruppe18 erreichte in Langzeitkulturen

von embryonalen Stammzellen der Maus die Bildung ei-

zellähnlicher19 Zellen sowohl aus weiblichen wie auch aus

männlichen Stammzellen. Aus diesen eizellähnlichen Zellen

entstanden in Kultur bisweilen ohne Befruchtung blastozys-

tenähnliche Strukturen.

Kürzlich ist es gelungen, aus embryonalen Stammzellen der

Maus auch samenzellähnliche20 Zellen heranreifen zu lassen21 und

diese zur Befruchtung von Maus-Oozyten zu verwenden. Die

entstandenen Embryonen entwickelten sich zu Blastozysten22.

16 Vrana et al. (2003)
17 Holden (2002) 
18 Hübner et al. (2003)
19 Die Zellen zeigten in den bisher veröffentlichten Versuchen einen für 

Gameten charakteristischen Marker. Ob es sich tatsächlich funktionelle 
Keimzellen handelt, ist jedoch noch nicht nachgewiesen.

20 Siehe Fußnote 19.
21 Toyooka et al. (2003) 
22 Geijsen et al. (2004)

23 Einzelne Gene sind nach väterlicher oder mütterlicher Herkunft gekenn-
zeichnet (imprinting). Das zweite X-Chromosom wird bei weiblichen 
Individuen inaktiviert. Das Chromatin, die Verpackungsform der DNA in den 
Chromosomen, kann in verschiedenen Funktionszuständen vorliegen. Auch 
können die das Chromosom umgebenden Histon-Proteine modifiziert sein.
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stellt. Es ist denkbar, dass Klone oft einschneidende somatische

Mutationen ihrer Spenderindividuen erben. Außerdem schei-

nen sich viele Reprogrammierungsfehler bis ins Erwachsenen-

alter hinein auszuwirken. Schließlich könnte der Klon das bio-

logische Alter des Spenders „übernehmen“, wenn sich dieses

auf Zellkernebene ausprägt (z.B. in der Telomerenlänge24). Ob

es überhaupt ungeschädigte Klone von Säugetieren geben

kann, ist noch nicht hinreichend untersucht. Das Schaf Dolly

jedenfalls entwickelte im Alter von sechs Jahren schwere Ge-

lenkschäden. Bei äußerlich vitalen Klonrindern reichen die Be-

obachtungszeiten noch nicht zu einem endgültigen Urteil aus.

Einige Forscher schließen aufgrund ihrer Erfahrungen mit

Mausklonen aus, dass es völlig ungeschädigte Klone geben

kann. Die Möglichkeit der Herstellung von embryonalen

Stammzellen aus Klon-Embryonen halten sie für wahrschein-

licher, weil in Stammzellkulturen mit ihren vielfachen Tei-

lungszyklen sich die vitalen Zellen bevorzugt vermehren wür-

den; zudem wären in diesen nicht alle Funktionen erforderlich,

die zur Entwicklung eines voll funktionsfähigen Organismus

notwendig sind.

4. Klonen beim Menschen

Noch im April 2003 hatten einige Wissenschaftler vermutet,

dass das „Dolly-Verfahren“ beim Menschen nicht anwendbar

sei. Befunde an Rhesusaffen weisen darauf hin, dass bei nicht

menschlichen Primaten mit der Entkernung der Empfänger-

Eizelle auch Komponenten entfernt werden, die für die weitere

Zellteilung und Entwicklung unabdingbar sind25. Daraus wur-

de geschlossen, dass Klonen zu Fortpflanzungszwecken bei

22

3.2. Erfolgsrate von Kerntransfer-Klonverfahren 

Es gibt eine Reihe statistisch wenig aussagekräftiger Untersu-

chungen zur Erfolgsrate des Fortpflanzungsklonens bei ver-

schiedenen Säugetierarten. Dabei wurden große Schwankun-

gen festgestellt, die unter anderem von der Tierart und der

Gewebeherkunft des Spenderzellkerns abhängig sind. Bezogen

auf den Kerntransfer in eine Eizelle werden durchschnittlich in

höchstens vier Prozent der Fälle Nachkommen geboren.

Die Erfolgsrate, also die Ausbeute an geborenen Tieren, ist

bei allen Tierarten höher, wenn erst einmal das Blastozysten-

stadium erreicht worden ist. Allerdings ist die Spannweite der

berichteten Erfolgsraten sehr groß und offensichtlich auch von

Feinheiten der eingesetzten Technik abhängig, sodass sich ein

endgültiges Urteil noch nicht fällen lässt. Es hat den Anschein,

dass die Klonerfolge nach Implantation von Blastozysten bei

Rindern recht gut sind (z.T. über 50%, bezogen auf Blastozys-

ten), bei Schafen und Ziegen deutlich schlechter (um 10%),

und bei Maus, Ratte, Kaninchen, Schwein, Katze, Pferd und

Muli besonders ineffektiv (wenige Prozent). Hunde und Affen

konnten bislang gar nicht mittels somatischen Kerntransfers

geklont werden.

3.3. Gesundheitszustand und Vitalität von Klonen

Neben zahlreichen durch Fehlgeburt verlorenen oder nach der

Geburt schwer missgebildeten Klonen hat man im Tierversuch

einige körperlich vitale Klone erhalten und diese sogar zur Rei-

fe und Fortpflanzung gebracht. In diesen Fällen haben sich die

Nachkommen der Klone anscheinend normal entwickelt.

Dennoch ist umstritten, ob Vitalität und Lebenserwartung

der Klone an die von natürlich gezeugten Exemplaren heran-

reichen. Viele Klone weisen das „Riesenbabysyndrom“ (large

offspring syndrome) auf; bei anderen wurden vorzeitige Alters-

krankheiten und andere Abnutzungserscheinungen festge-

24 Telomere sind kurze DNA-Abschnitte an den Enden der Chromosomen, 
die bei jeder Zellteilung kürzer werden und schließlich verschwinden. 
Danach ist eine Zellteilung nicht mehr möglich.

25 Simerly et al. (2003)
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blutbildende Stammzellen und dopaminbildende Nervenzel-

len hergestellt und in jene Mäuse transplantiert, von denen die

Spenderzellkerne stammten27. Für die Herstellung einer ES-

Zelllinie nach Kerntransfer bei der Maus werden durchschnitt-

lich etwa 60 Eizellen verbraucht28.

Bei den bereits erwähnten Experimenten zur Herstellung

menschlicher Klon-Embryonen wurden insgesamt 242 Eizel-

len benötigt, die von 16 Frauen stammten. In 176 entkernte Ei-

zellen wurden Zellkerne aus Cumuluszellen29 der jeweiligen Ei-

zellspenderin übertragen (autologer Kerntransfer)30. Es

entwickelten sich 30 Blastozysten; aus 20 von ihnen konnte die

innere Zellmasse entnommen und aus einer einzigen dieser 20

schließlich eine Stammzelllinie gewonnen werden.

Wegen des hohen Bedarfs an menschlichen Eizellen wurde

versucht, nicht menschliche Eizellen als Empfängerzellen zu

verwenden. Es wurde berichtet, dass nach Übertragung

menschlicher Zellkerne in entkernte Eizellen von Kaninchen

Blastozysten entstehen, aus denen Zellen mit einigen Eigen-

schaften von ES-Zellen gewonnen werden konnten31.

Größere Aufmerksamkeit hat jedoch die bereits in Ab-

schnitt 2.3 erwähnte Veröffentlichung erlangt, in der gezeigt

wurde, dass aus ES-Zellen der Maus in vitro eizellähnliche Zel-

len entstehen können32. Falls die auf diese Weise entstandenen

24

Menschen vermutlich unmöglich und das Klonen zu biomedi-

zinischen Forschungszwecken äußerst schwierig sei.

Im Februar 2004 jedoch wurde, wie schon erwähnt, erst-

mals in einer wissenschaftlichen Fachzeitschrift von der Erzeu-

gung menschlicher Klon-Embryonen mittels Zellkerntransfers

berichtet26.

4.1. Klonen zu Fortpflanzungszwecken 

Ob das Klonen von Menschen zu Fortpflanzungszwecken ge-

lingen kann, ist ungeklärt. Die beim Klonen unvermeidlichen

Reprogrammierungsfehler sind so zahlreich und so zufällig

verteilt, dass eine Beherrschung oder Korrektur ihrer Auswir-

kungen jedenfalls bis auf weiteres unmöglich erscheint. Jeder

Versuch, Menschen tatsächlich zu Fortpflanzungszwecken zu

klonen, birgt nach gegenwärtigen Erkenntnissen ein extrem

hohes Risiko von schwersten Gesundheitsschäden, Fehlbildun-

gen, Missbildungen, schweren Krankheitssyndromen und stark

eingeschränkter Lebenserwartung der dabei entstehenden

Menschen.

4.2. Klonen für biomedizinische Forschungszwecke

Für die Erzeugung von Zellen oder Geweben, die möglicher-

weise einmal zur Behandlung z.B. degenerativer Krankheiten

eingesetzt werden könnten, muss ein mehrstufiges Verfahren

durchlaufen werden: Nach dem Kerntransfer und der Bildung

einer Blastozyste werden aus deren innerer Zellmasse ES-Zell-

linien hergestellt. Die ES-Zellen werden in vitro in Zellen des

gewünschten Typs differenziert und diese in den Empfänger

übertragen. Das gesamte Verfahren ist in Tierexperimenten

bisher nur in Einzelfällen durchgeführt worden: Es wurden

26 Hwang et al. (2004)

27 Rideout et al. (2002): Die behandelten Mäuse, die aufgrund einer 
genetischen Störung keine Immunantwort entwickeln konnten, bildeten 
drei bis vier Wochen nach Transplantation der blutbildenden Stammzellen 
Zellen der Immunabwehr und Antikörper. Die Stammzellen waren außer-
halb des Körpers der Mäuse genetisch verändert worden, um den Immun-
defekt zu heilen. Barberi et al. (2003): Die Transplantation der dopaminer-
gen Nervenzellen in Mäuse mit einer Parkinsonähnlichen Erkrankung führte 
zu einem Rückgang der Symptome.

28 Wakayama et al (2001)
29 Zellen, die die Eizellen während der Reifung umgeben und ernähren.
30 Da die Eizellen und Zellkerne von denselben Frauen stammten, lässt sich 

die Möglichkeit, dass es sich um eine Aktivierung im Rahmen einer 
Parthenogenese gehandelt hat, nicht vollständig ausschließen. Dagegen 
sprechen jedoch der Nachweis heterozygoter Chromosomen und die 
Expression von Genen, die nach väterlicher und mütterlicher Herkunft 
gekennzeichnet sind.

31 Chen et al. (2003)
32 Hübner et al. (2003)
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eizellähnlichen Zellen als Empfängerzellen beim Kerntransfer

fungieren könnten und das Verfahren auch mit menschlichen

Stammzellen möglich wäre, wären für das Klonen beim Men-

schen keine direkt aus dem Körper von Spenderinnen ent-

nommenen Eizellen mehr notwendig.

5. Offene Fragen

Es ist gegenwärtig nicht geklärt, ob Zellen und Gewebe, die aus

dem Transfer von somatischen Zellkernen in entkernte Eizellen

gewonnen wurden, nach der Übertragung in einen Empfänger

ihre Funktion erfüllen und sich auch in ihrer weiteren Ent-

wicklung in den Gewebeverband integrieren. Während einige

Forscher dies für möglich halten, sind andere Forscher der Auf-

fassung, dass die Herstellung regenerationsfähiger Zellen auf

diesem Wege ein Irrweg ist; sie setzen stattdessen auf die Ver-

wendung von embryonalen Stammzelllinien, die aus Embryo-

nen gewonnen wurden, die durch Befruchtung von Eizellen

entstanden sind (z.B. im Rahmen einer extrakorporalen Be-

fruchtung übrig gebliebene Embryonen). Wieder andere For-

scher sind der Auffassung, dass sich aus embryonalen Stamm-

zelllinien unabhängig von ihrer Herstellungsweise korrekt

funktionierende Zellen durch Selektion gewinnen lassen. In

wiederum anderen Expertisen wird auf die erhöhte Neigung

von embryonalen Stammzellen zur Tumorbildung verwiesen

und stattdessen der Einsatz von adulten Stammzellen für die

beste Forschungsstrategie gehalten.

Nach Auffassung vieler Wissenschaftler sollten die grund-

sätzlichen Fragestellungen jedenfalls zunächst in Tierexperi-

menten untersucht werden, bevor eine Überprüfung an

menschlichen Zellen erfolgt.

C  DIE GELTENDE RECHTSLAGE 

1. In Deutschland 

Unstreitig wollte der Gesetzgeber mit dem Embryonenschutz-

Gesetz (ESchG) von 1990 das Klonen von Menschen in allen

seinen Formen unterbinden, und zwar durch strafrechtliche

Verbote. Umstritten ist aber, ob die vorhandenen Normen den

strengen Anforderungen des Art. 103 Abs. 2 GG an die Be-

stimmtheit strafrechtlicher Verbotsgesetze genügen. In der fol-

genden Darstellung der Rechtslage wird in stark geraffter Form

versucht, die sich in bestimmten Punkten unterscheidenden

Positionen in der Rechtswissenschaft wiederzugeben.

1.1. Verbot des Klonens aufgrund von § 6 Abs. 1 ESchG

1.1.1. Grundlagen

Primäre Rechtsgrundlage für das Klonverbot ist § 6 Abs. 1

ESchG. Danach wird bestraft, wer „künstlich bewirkt, dass ein

menschlicher Embryo mit der gleichen Erbinformation wie ein

anderer Embryo, Fetus, ein Mensch oder ein Verstorbener ent-

steht“. Mit Blick auf moderne Klontechniken verdienen hier zwei

Tatbestandsmerkmale eine genauere Betrachtung. Zum einen

ist zu fragen, ob beim Klonen tatsächlich ein menschlicher Em-

bryo im Sinne des Gesetzes entsteht, zum anderen, ob beim Klon

die „gleiche Erbinformation“ vorliegt. Beide Fragen sind getrennt

für die Klontechnik des Embryosplittings einerseits und das Kern-

transfer- oder „Dolly-Verfahren“ andererseits zu beantworten.

1.1.2. Das Vorliegen der gleichen Erbinformation 

Beim Embryosplitting liegt identische Erbinformation vor, da

es sich bei den abgetrennten Zellen oder der geteilten Blasto-

zyste um Zellen bzw. Zellverbände desselben menschlichen Or-

ganismus handelt.
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1.1.3. Entstehung eines menschlichen Embryos?

Weniger eindeutig stellt sich die Rechtslage in Bezug auf das

andere Tatbestandsmerkmal, das Entstehen eines mensch-

lichen Embryos, dar. Das hat seinen Grund in der Legaldefini-

tion des Embryos gemäß § 8 ESchG. Hiernach gilt als Embryo

im Sinne dieses Gesetzes „bereits die befruchtete, entwick-

lungsfähige menschliche Eizelle vom Zeitpunkt der Kernver-

schmelzung an, ferner jede einem Embryo entnommene toti-

potente Zelle, die sich bei Vorliegen der dafür erforderlichen

weiteren Voraussetzungen zu teilen und zu einem Individuum

zu entwickeln vermag“.

Beim Embryosplitting wäre das gesetzliche Merkmal dann

erfüllt, wenn dieses Verfahren bei einem Embryo nach künst-

licher Befruchtung durchgeführt würde; dabei ist es unerheb-

lich, ob der Zellverband im Stadium der Totipotenz der einzel-

nen Zellen oder im Blastozystenstadium geteilt wird.

Beim Kerntransfer-Verfahren ist dagegen fraglich, ob § 6

Abs. 1 ESchG überhaupt greift. Das Auslegungsproblem rührt

daher, dass hier kein Embryo durch Befruchtung einer Eizelle

und den anschließenden Vorgang der Kernverschmelzung ent-

steht, wovon in § 8 ESchG die Rede ist. Auch wird hier keinem

Embryo eine totipotente Zelle entnommen. Die Meinungen

darüber, ob die Verbotsnorm des § 6 Abs. 1 ESchG dennoch

Anwendung finden kann, gehen auseinander.

Die eine derartige Möglichkeit verneinenden Stimmen in

der straf- und verfassungsrechtlichen Literatur stützen sich im

Wesentlichen auf die Legaldefinition des Embryos im Sinne

des § 8 ESchG, von der sie einen durch Kerntransfer erzeugten

Klon nicht als erfasst ansehen. Insbesondere mit Blick auf die

strengen Anforderungen des strafrechtlichen Bestimmtheitsge-

botes (Art. 103 Abs. 2 GG) sei es nicht möglich, von der Tatsa-

che abzusehen, dass beim Klonen eine Kernverschmelzung

nicht vorliegt.

Die Gegenauffassung, wie sie außer in der Literatur auch

von der Bundesregierung im Jahre 1998 vorgetragen worden

ist, macht geltend, dass das Wort „bereits“ in § 8 ESchG nicht
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Beim Klonen nach der Kerntransfer-Methode ist das inso-

fern anders, als hier wegen der in der entkernten Eizelle ent-

haltenen mitochondrialen Gene etwa 0,01 – 0,02 Prozent des

Gesamtgenoms jedenfalls dann nicht mit der im transplantier-

ten Kern enthaltenen Erbinformation übereinstimmen, wenn

entkernte Eizelle und transferierter Zellkern nicht von dersel-

ben(weiblichen) Person stammen. Vereinzelt wird daher in der

Literatur angenommen, dass insofern das Tatbestandsmerkmal

der „gleichen“ Erbinformation des § 6 Abs. 1 ESchG nicht er-

füllt sei. Nach ganz überwiegender Auffassung in der Rechts-

wissenschaft lässt sich aber in Übereinstimmung mit dem all-

gemeinen Sprachgebrauch diese identische Erbinformation

durchaus mit dem Begriff „gleich“ umschreiben, sodass auch

bei der Kerntransfer-Methode dieses Tatbestandsmerkmal als

erfüllt angesehen wird33. Freilich läge eine gleiche Erbinforma-

tion dann nicht mehr vor, wenn man den somatischen Zellkern

vor seinem Transfer in die entkernte Eizelle in seiner geneti-

schen Struktur wesentlich veränderte; § 6 ESchG wäre dann

unanwendbar.
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33 Das menschliche Genom enthält nach neueren Schätzungen ungefähr 
25.000 Gene. Genau 37 durchaus nicht unwichtige Gene (0,15%) befinden 
sich außerhalb des Zellkerns in den Mitochondrien, die in der Regel nur 
in mütterlicher Linie mit dem Cytoplasma der Eizelle vererbt werden und 
deshalb beim Klonen nach dem „Dolly-Verfahren“ nicht vom übertragenen 
Zellkern stammen. In „genetischen Buchstaben“ ausgedrückt, beträgt der 
mitochondriale Informationsanteil 0,005% (16.600 von ca. 3,2 Milliarden). 
Im Vergleich dazu beträgt der Unterschied zwischen zwei nicht verwandten 
Personen gleichen Geschlechts ca. 0,1% (ca. 3 Millionen von 3,2 Milliarden 
Buchstaben). Unter Vernachlässigung des quantitativ geringen mitochondri-
alen Anteils wird beim Klonen dann von „erbgleich“ gesprochen, wenn das 
Kerngenom und damit praktisch die meisten Gene identisch kopiert wurden.
Es sei angemerkt, dass Ausnahmesituationen denkbar sind, in denen die 
Zuschreibung des Begriffs „erbgleich“ beim Klonen durch Zellkerntransfer 
zweifelhaft ist, weil wesentliche Unterschiede zwischen Zellkernspender 
und Klon bestehen: 1. Genmanipulation eines wichtigen Gens vor der Zell-
kernübertragung (z.B. „Knock-out“ eines Gens) und 2. Vorliegen von 
genetischen Veränderungen (Mutationen) im mitochondrialen Genom des 
Zellkernspenders. Verschiedene Erkrankungen basieren auf Mutationen in 
mitochondrial codierten Genen. Da der Klon die Mutation nicht erhält, 
erkrankt er nicht und unterscheidet sich daher in wesentlicher Hinsicht 
vom „Original“ – trotz hoher quantitativer Übereinstimmung in der 
Erbinformation.
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Verbot verstoßen wird. Keimbahnzellen sind nach § 8 Abs. 3

ESchG alle Zellen, die in einer Zelllinie von der befruchteten

Eizelle bis zu den Ei- und Samenzellen des aus ihr hervorge-

gangenen Menschen führen, ferner die Eizelle vom Einbringen

oder Eindringen der Samenzelle an bis zu der mit der Kernver-

schmelzung abgeschlossenen Befruchtung. Hier sind sowohl

die entkernte Eizelle wie auch die Spenderzelle in den Blick zu

nehmen. Auf § 5 Abs. 1 ESchG lässt sich ein Klon-Verbot je-

denfalls dann nicht stützen, wenn die Zelle, deren Zellkern in

die entkernte Eizelle implantiert wird, keine Keimbahnzelle ist.

Bezogen auf die zur Aufnahme bestimmte Eizelle scheitert ein 

Verstoß gegen das Verbot der künstlichen Veränderung

menschlicher Keimbahnzellen daran, dass sie nicht zur Be-

fruchtung verwendet wird (vgl. § 5 Abs. 4 Nr. 1 ESchG). Viel-

mehr ersetzt das Kerntransfer-Verfahren die Befruchtung.

1.4. Zwischenergebnis

Insgesamt ergibt sich daher, dass in Deutschland aufgrund des

Embryonenschutzgesetzes das Klonen menschlicher Organis-

men zwar in Bezug auf das Verfahren des Embryosplittings

eindeutig verboten ist, Gleiches für die Kerntransfer-Methode

aber nicht gesagt werden kann, obwohl ein umfassendes Klon-

verbot seinerzeit zweifellos dem Willen des Gesetzgebers ent-

sprochen hat.

2. In Europa 

Auf europäischer Ebene einschlägig ist zunächst das „Überein-

kommen zum Schutz der Menschenrechte und der Menschen-

würde im Hinblick auf die Anwendung von Biologie und 

Medizin: Übereinkommen über Menschenrechte und Biome-

dizin“ des Europarates vom 4. 4.1997, das am 1.12.1999 in
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rein zeitlich im Sinne von „schon“ zu verstehen, sondern im

Sinne von „auch“ dahingehend zu interpretieren sei, dass jede

entwicklungsfähige Eizelle und somit eben auch die befruchte-

te Eizelle vom Zeitpunkt der Kernverschmelzung an gemeint

sei. Ein Stadium der Entwicklung, das dem Stadium nach der

Befruchtung entspricht, könne die Eizelle aber auch im Wege

der Kerntransplantation erreichen. Für die Auslegung wird zu-

dem der Wille des Gesetzgebers angeführt, der das Klonen um-

fassend verbieten wollte.

1.2. Verbot des Klonens aufgrund von § 2 Abs. 1 ESchG

Das Embryosplitting verstößt auch gegen § 2 Abs. 1 ESchG.

Denn nach dieser Vorschrift ist es unter anderem verboten, ei-

nen Embryo zu einem nicht seiner Erhaltung dienenden Zweck

zu verwenden. Der Vorgang des „Splittens“ stellt eine Verwen-

dung dar, bei der kaum vorstellbar ist, dass sie dem Erhalt des

durch dieses Verfahren geteilten Embryos dient.

Der § 2 Abs. 1 ESchG lässt sich zudem auf das nicht reproduk-

tive Klonen dann anwenden, wenn ein durch Embryosplitting ent-

standener Embryo für biomedizinische Zwecke verbraucht wird.

Die Kerntransfer-Methode wird durch § 2 Abs. 1 ESchG je-

doch nur dann erfasst, wenn man annimmt, dass auch durch

die Kerntransplantation ein Embryo im Sinne des Gesetzes er-

zeugt wird. Wie bezogen auf § 6 Abs. 1 ESchG (siehe vorstehend

1.1.3) hängt das Ergebnis auch hier von der streitigen Ausle-

gungsfrage bei der Bestimmung dessen ab, was ein Embryo ist.

1.3. Verbot des Kerntransfer-Klonens aufgrund 
von § 5 Abs. 1 ESchG?

Der § 5 Abs. 1 ESchG verbietet die künstliche Veränderung der

Erbinformationen einer menschlichen Keimbahnzelle, sodass

sich die Frage stellt, ob beim Kerntransfer-Klonen gegen dieses
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ein Verbot des Fortpflanzungsklonens und eugenischer Prakti-

ken (Art. 3 Abs. 2, 4. Spiegelstrich). Die Charta wirkt sich zwar

nicht unmittelbar auf die Rechtslage in den Mitgliedstaaten

aus, ist aber keineswegs folgenlos. Die EU-Kommission hat sie

vielmehr ausdrücklich als verbindliche Vorgabe anerkannt und

sich zugleich verpflichtet, alle ihre Regelungen und Entschei-

dungen, also auch und vor allem im Forschungssektor, vor der

Annahme auf ihre Vereinbarkeit mit der Charta zu überprüfen.

Die von der Charta statuierten Verbote sind von dem im Juli

2003 vorgelegten Entwurf für einen Europäischen Verfassungs-

vertrag wörtlich übernommen worden (Teil II, Titel I, Art. II-3,

Abs. 2 Buchst. d). Beide Dokumente äußern sich in Anbetracht

der innerhalb der EU-Mitgliedstaaten bestehenden Meinungs-

verschiedenheiten nicht zum Klonen zu biomedizinischen For-

schungszwecken.

3. Internationale Dokumente

Das zentrale Instrument auf internationaler Ebene ist die 

von der Generalkonferenz der UNESCO am 11.11.1997 ange-

nommene Universal Declaration on the Human Genome and 

Human Rights, deren Aussagen ein Jahr später von der UN-Ge-

neralversammlung ausdrücklich gebilligt worden sind. Es han-

delt sich dabei nicht um eine rechtsverbindliche Norm oder ei-

nen völkerrechtlichen Vertrag, sondern um den Versuch, einen

weltweiten Konsens in den betreffenden Fragen zu formulie-

ren. Art. 1 Abs.1 der Erklärung besagt unter anderem, dass

„Praktiken, die der Menschenwürde widersprechen, wie repro-

duktives Klonen von Menschen“, nicht erlaubt sind.

Der Vollversammlung der Vereinten Nationen liegen seit

Herbst 2002 zwei Anträge vor, die sich übereinstimmend für ein

Verbot des Klonens zu Fortpflanzungszwecken aussprechen.

Während jedoch der eine zugleich alle weiteren Formen des

Klonens einbezieht, sieht der andere für das Klonen zu biome-
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Kraft getreten ist. Auf diesem Übereinkommen baut das Zu-

satzprotokoll über das Verbot des Klonens von menschlichen

Lebewesen vom 12.1.1998 (in Kraft getreten am 1. 3. 2001) auf.

Dieses Zusatzprotokoll bestimmt in Art. 1 Abs. 1: „Verboten ist

jede Intervention, die darauf gerichtet ist, ein menschliches Le-

bewesen zu erzeugen, das mit einem anderen lebenden oder to-

ten menschlichen Lebewesen identisch ist.“ Dabei reicht es für

die genetische Identität gemäß der Legaldefinition des Art. 2

aus, mit einem anderen Lebewesen das gleiche Kerngenom (same

nuclear gene set) gemein zu haben, sodass es auf die mitochon-

drialen Gene der entkernten Eizelle nicht ankommt. Ferner

untersagt Art. 18 des Übereinkommens die Erzeugung mensch-

licher Embryonen zu Forschungszwecken.

Da die Bundesrepublik der Konvention von 1997 bisher

nicht beigetreten ist und das Zusatzprotokoll nur den Staaten

offen steht, die die Basiskonvention gezeichnet haben, entfalten

beide europäischen Dokumente in Deutschland keine Rechts-

wirkung. Selbst wenn ein solcher Beitritt vollzogen würde,

würde sich an der unter 1. dargestellten Rechtslage unmittelbar

nichts ändern. Denn die Vereinbarungen überlassen die Ausle-

gung der Begriffe „menschliches Lebewesen“ und „menschli-

che Embryonen“ den einzelnen Vertragsstaaten. So haben bei-

spielsweise die Niederlande bei Zeichnung des Klonprotokolls

erklärt, dass sie den Begriff human being in Art. 1 dahin inter-

pretieren, dass er sich ausschließlich auf geborene Menschen

bezieht.

Die vorstehend in Bezug auf die Konvention getroffenen

Feststellungen gelten auch insoweit für die einschlägigen Be-

stimmungen der Biopatentrichtlinie 98/44/EG und des Gesetz-

entwurfes zur Umsetzung der Richtlinie, der sich gegenwärtig

in der Beratung befindet, als dort in Art. 6 Abs. 2 und gleich

lautend in § 2 Abs. 2 des Entwurfs „Verfahren zum Klonen

menschlicher Lebewesen“ als gegen die öffentliche Ordnung

und die guten Sitten verstoßend bezeichnet werden.

Zu erwähnen bleibt schließlich die „Charta der Grundrech-

te der Europäischen Union“ vom Dezember 2000. Sie enthält
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medizin des Europarates auch das Zusatzprotokoll zum Verbot

des Klonens menschlicher Wesen unterzeichnet und ratifiziert:

Estland, Georgien, Griechenland, Kroatien, Litauen, Molda-

wien, Portugal, Rumänien, Slowakei, Slowenien, Spanien,

Tschechien, Ungarn und Zypern. Unterzeichnet, aber bisher

noch nicht ratifiziert wurden Konvention und Zusatzprotokoll

in folgenden Ländern: Finnland, Frankreich, Island, Italien,

Lettland, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, Polen, Schwe-

den, Schweiz, Türkei und Ehemalige Jugoslawische Republik

Mazedonien.34

4.2. Klonen für biomedizinische Forschungszwecke

Bei der Regelung des Klonens für biomedizinische For-

schungszwecke lassen sich verschiedene Ansätze unterschei-

den, die vor allem die unterschiedlichen Auffassungen zur 

Zulässigkeit der Forschung an menschlichen Embryonen

widerspiegeln.

4.2.1. Gesetzliche Zulassung

In einigen Ländern ist das Klonen für biomedizinische For-

schungszwecke gesetzlich zugelassen. In Großbritannien dür-

fen Embryonen zu Forschungszwecken hergestellt werden;

auch das Kerntransferverfahren ist zulässig. Die Forschung an

Embryonen ist auf die ersten 14 Tage der Entwicklung be-

schränkt, und jedes Forschungsprojekt erfordert eine Geneh-

migung durch die Human Fertilisation and Embryology Autho-

rity (HFEA). Auch die Herstellung von Embryonen und das
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dizinischen Forschungszwecken ein Moratorium vor. Die Voll-

versammlung hat nach längerer Diskussion im Dezember 2003

beschlossen, ihre Entscheidung um ein Jahr zu vertagen. Einem

Beschluss der Vollversammlung der Vereinten Nationen käme

keine die Rechtslage in den Staaten unmittelbar verändernde

Wirkung, wohl aber beträchtliche politische Bedeutung zu.

4. Zur Situation in ausgewählten Ländern

4.1. Klonen zu Fortpflanzungszwecken

In den meisten Ländern gibt es ein explizites gesetzliches Ver-

bot des Klonens von Menschen zu Fortpflanzungszwecken,

oder ein solches Verbot befindet sich in Vorbereitung. Gesetz-

lich verboten ist das Klonen zu Fortpflanzungszwecken z.B. in

Dänemark, Finnland, Großbritannien, Italien, Norwegen,

Österreich, Schweden, der Schweiz, Australien, Indien, Japan,

Südkorea, Argentinien, Brasilien sowie in einigen Bundesstaa-

ten der USA (z.B. Arkansas, Iowa, Kalifornien, Michigan, New

Jersey, North Dakota, Rhode Island, South Dakota). Ein An-

fang 2003 in den Kongress eingebrachter Gesetzentwurf, der ein

Verbot jeglichen Klonens in allen Bundesstaaten der USA vor-

sieht, ist bis zum heutigen Tage nicht verabschiedet. In Frank-

reich verbietet das im Juli 2004 von Nationalversammlung und

Senat verabschiedete Bioethik-Gesetz das Klonen zu Fortpflan-

zungszwecken.

In Israel war das Klonen zu Fortpflanzungszwecken zu-

nächst bis Anfang 2004 verboten; im März 2004 wurde das Ge-

setz erneuert und verbietet das Klonen zu Fortpflanzungs-

zwecken für weitere fünf Jahre. Ein gesetzliches Moratorium

gibt es auch in Russland.

Darüber hinaus haben eine Reihe von Staaten, die z. T. kei-

ne spezifische gesetzliche Regelung zum Fortpflanzungsklonen

haben, neben dem Menschenrechtsübereinkommen zur Bio-
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34 Bulgarien hat bisher zwar die Konvention, nicht aber das Zusatzprotokoll 
unterzeichnet und ratifiziert (Menschenrechtsübereinkommen in Kraft 
getreten am 1. August 2003). Die Ukraine hat die Konvention unterzeichnet 
(22. März 2002), aber noch nicht ratifiziert; das Zusatzprotokoll wurde noch 
nicht unterzeichnet. Dänemark, San Marino und die Türkei haben die 
Konvention unterzeichnet und ratifiziert; das Zusatzprotokoll wurde unter-
zeichnet, aber noch nicht ratifiziert.
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im Zusatzprotokoll offen, ab wann ein genetisch identisches

„menschliches Lebewesen“ vorliegt. Der Schwedische For-

schungsrat hat sich beispielsweise für die Zulässigkeit des Klo-

nens für die biomedizinische Forschung ausgesprochen, hält es

aber für nicht vereinbar mit dem Menschenrechtsübereinkom-

men zur Biomedizin, das Schweden unterzeichnet, aber bisher

nicht ratifiziert hat. Diese Unklarheit betrifft z.B. auch Grie-

chenland und Portugal.

4.2.3. Gesetzliches Verbot

Gesetzlich verboten ist das Klonen für biomedizinische For-

schungszwecke z.B. in Italien, Norwegen, Österreich, Spanien,

Australien und der Schweiz. Auch das kürzlich verabschiedete

französische Bioethik-Gesetz verbietet das Klonen für biome-

dizinische Forschungszwecke. In Kanada ist seit April 2004 ein

Gesetz in Kraft, das jegliches Klonen verbietet; dieses Gesetz

soll nach drei Jahren überprüft werden.

Das niederländische Embryonengesetz von 2002 verbietet

die Erzeugung humaner Embryonen für Forschungszwecke;

dieses Verbot kann jedoch innerhalb von fünf Jahren durch ei-

nen Erlass außer Kraft gesetzt werden. Es handelt sich daher

eher um ein Moratorium. Das Gesetz wird so verstanden, dass

es auch für den somatischen Kerntransfer gilt.

In Irland gibt es kein explizites Klonverbot; die Reichweite

der in der Verfassung vorgeschriebenen Rechte Ungeborener

ist in Bezug auf das Klonen nicht geklärt. Der Irish Council on

Bioethics geht davon aus, dass Embryonenforschung oder Klo-

nen im Falle einer Gerichtsverhandlung für unrechtmäßig er-

klärt würden.

In Finnland ist die Herstellung von Embryonen zu For-

schungszwecken gesetzlich verboten; fraglich ist jedoch, ob durch

den Kerntransfer ein Embryo im Sinne des Gesetzes entsteht.

In den USA ist das Klonen für biomedizinische For-

schungszwecke in einigen Staaten verboten, z.B. in Arkansas,

Iowa, Michigan und North Dakota. In einer Reihe anderer
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Klonen für biomedizinische Forschungszwecke sind an Lizen-

zen der HFEA gebunden. Im August 2004 hat die HFEA die 

erste Lizenz für das Klonen zu biomedizinischen Forschungs-

zwecken erteilt.

In Belgien wurde 2003 ein Gesetz verabschiedet, welches

das Klonen für biomedizinische Forschungszwecke implizit er-

laubt: Die Erzeugung von Embryonen zu Forschungszwecken

ist zulässig, wenn für das Forschungsprojekt keine überzähli-

gen Embryonen zur Verfügung stehen.

Gesetzlich erlaubt ist das Klonen für biomedizinische For-

schungszwecke auch in Israel, Singapur und einigen Staaten

der USA, beispielsweise in Kalifornien, Massachusetts, New

Jersey und Rhode Island.

Im schwedischen Parlament wird ein Gesetzentwurf zur

Stammzellforschung beraten, der auch eine beschränkte Zulas-

sung des Klonens für biomedizinische Forschungszwecke be-

inhaltet. In Japan werden derzeit Richtlinien für die Erzeugung

und Verwendung menschlicher Embryonen zu Forschungs-

zwecken vorbereitet: Auch die Herstellung von Klon-Embryo-

nen soll zugelassen werden.

4.2.2. Keine gesetzliche Regelung

In anderen Ländern gibt es keine spezielle Gesetzgebung zum

Klonen für biomedizinische Forschungszwecke; das Verfahren

wird hier für zulässig gehalten. Dies ist beispielsweise in Lu-

xemburg und den meisten US-Bundesstaaten der Fall.

In einigen Ländern, die das Menschenrechtsübereinkom-

men zur Biomedizin des Europarates sowie das Zusatzproto-

koll zum Verbot des Klonens menschlicher Wesen unterzeich-

net und ratifiziert haben, ist bisher noch nicht geklärt, ob auch

das Klonen zu biomedizinischen Forschungszwecken durch

die Konvention verboten wird. Diese Unsicherheit beruht da-

rauf, dass die Konvention die Erzeugung menschlicher Em-

bryonen zu Forschungszwecken untersagt, jedoch die Defini-

tion des Embryos den Mitgliedsstaaten überlässt. Ebenso bleibt
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D KLONEN ZU FORTPFLANZUNGS-
ZWECKEN: ETHISCHE UND 
VERFASSUNGSRECHTLICHE 
BEURTEILUNGEN

1. Votum

Der NER spricht sich einstimmig für ein weltweites Verbot des

Klonens von Menschen zu Fortpflanzungszwecken und für 

eine Präzisierung der deutschen Rechtslage im Sinne eines

strafrechtlichen Verbots aus. Ebenso einmütig ist der NER der

Auffassung, dass das Klonen von Menschen zu Fortpflan-

zungszwecken nicht nur mit Rücksicht auf den gegenwärtigen

Stand von Wissenschaft und Forschung, sondern unbedingt

abgelehnt werden muss.

2. Argumente 

Für ein Verbot lässt sich eine Reihe von Argumenten anführen,

die allerdings von den Mitgliedern des NER unterschiedlich

beurteilt und gewichtet werden.

(1) Beim Klonen zu Fortpflanzungszwecken wird die geneti-

sche Ausstattung absichtlich von Dritten so festgelegt, dass

sie mit derjenigen eines bereits lebenden oder verstorbenen

Menschen identisch ist. Damit verstößt das Fortpflan-

zungsklonen gegen das Selbstverständnis und die grundle-

genden Werte einer Gesellschaft, die sich auf die Achtung

vor der Unverfügbarkeit jedes Menschen gründet.

(2) Wenn Fortpflanzungsklonen von dem Ziel bestimmt wird,

Menschen herzustellen, die den Vorstellungen und Erwar-

tungen ihrer „Produzenten“ entsprechen – so unterschied-
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Bundesstaaten werden die entsprechenden Gesetze noch vor-

bereitet (z.B. Alabama, Connecticut, Florida, Texas, Wiscon-

sin).
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gesundheitlichen Risiko für die Spenderinnen verbunden

ist. Darüber hinaus besteht die Gefahr einer mit der Würde

und der Selbstbestimmung der Frauen unvereinbaren In-

strumentalisierung und Kommerzialisierung.

(10)Wie aus Tierversuchen bekannt, ist das Fortpflanzungsklo-

nen mit einem hohen Risiko schwerster Gesundheitsschä-

den und Fehlbildungen für den Klon verbunden. Auch ist

bei eventuellen Schwangerschaften mit einer hohen Rate

von Fehlgeburten zu rechnen, die mit schweren physischen

und psychischen Belastungen für die betroffenen Frauen

einhergehen.

(11)Menschenversuche zum Fortpflanzungsklonen verbieten

sich ohne Ausnahme. Selbst wenn man unterstellt, dass ei-

nes Tages Klontechniken zur Verfügung stehen könnten, die

keine unzumutbaren Risiken mit sich bringen würden – ei-

ne Annahme, die allerdings nach allen bisherigen Erkennt-

nissen ausgesprochen unwahrscheinlich ist –, ließe sich ei-

ne Forschungsphase nicht umgehen, in der zwangsläufig

solche Menschenversuche vorgenommen werden müssten.

Sollte es entgegen dem Verbot des Fortpflanzungsklonens den-

noch zur Geburt eines Klons kommen, würde es die Art seiner

Entstehung nicht rechtfertigen, ihm die Menschenwürde abzu-

sprechen.

3. Diskussion

Die vorstehend aufgeführten Argumente sind im NER intensiv

diskutiert worden. Im Folgenden werden die wesentlichen

Aspekte dieser Diskussion dargestellt.
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lich die Zwecke sein können –, kommt es zu einer mit dem

Respekt vor der Menschenwürde unvereinbaren Instru-

mentalisierung.

(3) Klonen zu Fortpflanzungszwecken ist mit dem Bestreben

verbunden, das Kopieren vorhandener Genome zu nutzen,

um Menschen mit bestimmten gewünschten genetischen

Eigenschaften auszustatten. Gefördert und verwirklicht

wird damit der Versuch einer positiven Eugenik.

(4) Klonen zu Fortpflanzungszwecken verletzt mit der absicht-

lichen Festlegung der genetischen Ausstattung den Respekt

vor der freien Entfaltung der Persönlichkeit und der Selbst-

bestimmung des Einzelnen. Diese müssen schon zu einem

Zeitpunkt gesichert sein, zu dem die Ausübung der Selbst-

bestimmung noch nicht möglich ist.

(5) Fortpflanzungsklonen verstößt auch gegen die Menschen-

würde derjenigen Person, die geklont wird.

(6) Fortpflanzungsklonen verletzt die im menschlichen Selbst-

verständnis verankerte Vorstellung davon, wie Menschen

entstehen sollen.

(7) Fortpflanzungsklonen führt zur Auflösung bislang selbst-

verständlicher Verwandtschafts- und Generationenverhält-

nisse: Beziehungen mit zentraler Bedeutung für die soziale

Identifikation werden so unklar.

(8) Der Einsatz des Fortpflanzungsklonens, auch zur Behand-

lung der Unfruchtbarkeit, widerspricht dem ärztlichen Be-

handlungsauftrag.

(9) Klonexperimente gehen, jedenfalls unter den gegenwärti-

gen wissenschaftlichen Bedingungen, mit einem hohen

Verbrauch an Eizellen einher, deren Gewinnung mit einem
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trägliche Zellen oder Gewebe zu erhalten, die nach der Geburt

einem erkrankten Familienangehörigen zur Verfügung gestellt

würden. Ebenso könnte ein Einzelner eigene Unsterblichkeits-

phantasien verwirklichen wollen.

Kritiker dieses Arguments äußern zunächst grundsätz-

lichen Zweifel an der Tauglichkeit des Instrumentalisierungs-

begriffs, weil dieser sehr unbestimmt ist und mit unterschied-

lichen Bedeutungen versehen oder leerformelartig verwendet

wird. Außerdem relativieren sie den Vorwurf der Instrumenta-

lisierung durch den Hinweis, dass Menschen im Lebenszu-

sammenhang immer wieder Instrumentalisierungen und In-

strumentalisierungsversuchen ausgesetzt sind. Verboten sind

diese nur, wenn durch die Art des Umgangs ein Mensch nicht

primär um seiner selbst willen betrachtet, sondern vor-

rangig und in wesentlicher Hinsicht als Zweck zur Verwirkli-

chung von Zielen anderer verwendet wird. Eltern könnten aber

auch ihr durch Klonen erzeugtes Kind um seiner selbst willen

lieben und würden nicht in jedem Fall bestimmte Zwecke mit

dem Kind verbinden, z.B. wenn sie nicht auf fremde Ei- oder

Samenspenden zurückgreifen wollen und nur durch Klonen

ein eigenes Kind bekommen können. Darüber hinaus ist zu be-

rücksichtigen, dass einige Eltern auch bei natürlicher Zeugung

ein Kind durchaus zu einem bestimmten Zweck haben möch-

ten, wie beispielsweise zur Nachfolge in der familieneigenen

Firma oder zur Überwindung partnerschaftlicher Schwierig-

keiten.

Verneinung des Subjektstatus durch Festlegung der 
genetischen Ausstattung?
Als Verletzung der Menschenwürde wird es auch angesehen,

dass dem Klon eine bestimmte genetische Ausstattung durch

die absichtliche Verfügung eines Dritten mitgegeben wird. Der

Klon wird insoweit – anders als Menschen, deren Genom bei

der Zeugung durch einen natürlichen Prozess bestimmt wird –

in einem wesentlichen Teil seines Ichs und damit nicht nur

hinsichtlich des Ob seines Seins, sondern hinsichtlich seines
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3.1. Der Klon (die „Kopie“)

3.1.1. Verletzung der Menschenwürde des Klons durch den 
Vorgang des Klonens?

Verletzung durch Entstehung?
Ein kategorisches Verbot des Klonens zu Fortpflanzungs-

zwecken kann damit begründet werden, dass eine Handlung,

die auf die Erzeugung eines Menschen abzielt, in jedem Fall

dann unzulässig ist, wenn Art und Folgen der Erzeugung gegen

seine Würde verstoßen. Die Verletzung der Menschenwürde

liegt in der bewussten Herstellung einer genetischen Kopie und

der absichtlichen Festlegung der genetischen Ausstattung

durch Dritte, die in der Regel mit bestimmten Zwecksetzungen

verbunden sind (Art der Erzeugung), sowie der Tatsache, dass

der Klon sich später nicht mehr gegen diese Festlegung ent-

scheiden kann (Folgen der Erzeugung).

Dieses Argument stößt auf den Einwand, dass es zum Zeit-

punkt des Herstellungsaktes noch kein Wesen gibt, dessen

Menschenwürde verletzt sein könnte. Die Selbstbestimmung

als Ausdruck der Menschenwürde kann sich nicht auf jene Vor-

gänge erstrecken, die die genetische Konstitution des Men-

schen festlegen. Auf ihre eigene genetische Konstitution haben

auf natürlichem Wege gezeugte Menschen genauso wenig Ein-

fluss wie ein Klon. Niemand hat ein Recht auf eine bestimmte

Genausstattung. Damit gibt es auch kein Recht darauf, nicht

(oder nicht so, wie geschehen) geboren worden zu sein.

Verstoß gegen das Instrumentalisierungsverbot? 
Diejenigen, die im Klonen zu Fortpflanzungszwecken eine die

Menschenwürde verletzende Instrumentalisierung sehen, ver-

weisen darauf, dass die bewusste Herstellung einer genetischen

Kopie in der Regel mit bestimmten Zwecksetzungen verbun-

den ist: So könnten beispielsweise Paare, die ein Kind oder 

einen anderen Angehörigen verloren haben, diese Person in

der Absicht klonen wollen, sie zumindest genetisch zu wieder-

holen. Sie könnten auch beabsichtigen, immunologisch ver-
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3.1.2. Persönlichkeitsrecht: 
Bewahrung der zukünftigen Selbstbestimmung

Was zuvor bereits unter dem Stichwort der absichtlichen Verfü-

gung über die genetische Ausstattung ausgeführt wurde, kann

auch auf das Recht bezogen werden, dass die Bedingungen der

freien Entfaltung der Persönlichkeit und der Selbstbestimmung

zu sichern sind – und zwar schon zu einem Zeitpunkt, zu dem

die Ausübung der Selbstbestimmung noch nicht möglich ist.

Auch hier sieht die Gegenposition einen latenten geneti-

schen Determinismus und verweist auf die Tatsache, dass es bei

der Entfaltung einer individuellen Persönlichkeit auf viele, vor

allem soziale Umstände ankommt.

3.2. Der Mensch, der geklont wird (das „Original“)

3.2.1. Menschenwürde und Persönlichkeitsrecht

Zuweilen wird das Klonen zu Fortpflanzungszwecken auch 

als Verletzung der Menschenwürde des geklonten „Originals“ 

angesehen. Das wird man in der Tat bei Unfreiwilligkeit an-

nehmen dürfen, weil darin eine Missachtung seines Persön-

lichkeitsrechts läge. Mit der Herstellung eines Klons würde das

„Original“ ohne seine Zustimmung oder sogar gegen seinen

Willen genetisch reproduziert und damit seine genetische Ein-

zigartigkeit infrage gestellt. Das Klonen von Verstorbenen ver-

stößt, soweit ihre Zustimmung nicht vorliegt, gegen ihr post-

mortales Persönlichkeitsrecht.

Umstritten ist dagegen, ob auch in der freiwilligen Repro-

duktion eines lebenden Zellspenders ein Verstoß gegen dessen

individuelle Menschenwürde gesehen werden kann.

Vorgebracht wird, dass die Menschenwürde eine objektive

Größe darstellt und insoweit der Dispositionsbefugnis des Trä-

gers entzogen ist. Die Mitwirkung an einer derart gravierenden

Verletzung der Menschenwürde, wie sie das Fortpflanzungs-

klonen darstellt, verstößt somit auch gegen die Menschenwür-

de derjenigen Person, die sich klonen lässt.
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So-Seins fremdem Willen unterworfen und so zum Objekt 

gemacht. Anders als z.B. bei der Partnerwahl, mit der ja auch 

eine gewisse genetische Auswahl getroffen wird, wird die Zu-

fälligkeit der genetischen Rekombination beim Klonen ausge-

schlossen. Zwar legt die genetische Identität die künftige per-

sonale Entwicklung nicht vollständig fest; sie gibt ihr jedoch

den biologischen Spielraum vor, von dessen Vorgaben sich der

Betreffende nicht befreien kann.

Für die Vertreter der Gegenposition beruht diese Sichtweise

auf einem abzulehnenden genetischen Determinismus: Die

Absichtlichkeit bei der Festlegung der genetischen Ausstattung

kann keine ausschlaggebende Rolle spielen, weil auch der Ver-

folgung von Absichten bei der Partnerwahl und der Nach-

wuchszeugung nicht automatisch etwas Unmoralisches anhaf-

tet. Eine unmanipulierte genetische Ausstattung ist keine

maßgebliche Voraussetzung für den Subjektstatus eines Kin-

des. Die individuelle Ausprägung eines Subjekts lässt sich selbst

dann nicht vorhersagen oder beschreiben, wenn man seine ge-

netische Ausstattung im Detail kennt.

Das genannte Argument für das Verbot des Fortpflan-

zungsklonens richtet sich außerdem gegen eine Handlung, die

den Subjektcharakter der Nachkommen in den Hintergrund

drängt, sodass diese als Produkte und nicht als Subjekte er-

scheinen. Der Unterschied zwischen Person und Sache,

Mensch und Ware wird vorsätzlich aufgehoben. Das ist umso

gravierender, als das Klonen auf weitreichenden gesellschaft-

lichen Voraussetzungen beruht, an deren Realisierung zahlrei-

che Institutionen und Personen absichtlich beteiligt sind.

Diese Absichten sind auf Zwecke gerichtet, die den Klon so

festlegen können, dass dessen Selbstbestimmung vorab gefähr-

det ist.

Die Gegenposition sieht den kategorialen Unterschied zwi-

schen Ware und Mensch dagegen nicht schon durch die Ent-

stehung eines zeitlich versetzten genetischen Zwillings aufge-

hoben und erblickt im genetischen Zufall nichts per se ethisch

Wertvolles.
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Diesem Argument wird entgegengehalten, dass es nicht

widerspruchsfrei zu konstruieren ist, da sich damit die Men-

schenwürde gegen ihren personalen Träger kehrt und ihn 

seiner individuellen Autonomie beraubt, die das Grundgesetz

aber gerade garantieren will.

3.2.2. Fortpflanzungsfreiheit

Diskutiert wird, ob sich der klonwillige Zellspender auf die

Fortpflanzungsfreiheit berufen kann. Diese ist im Grundgesetz

zwar nicht ausdrücklich geregelt, doch es besteht Einigkeit da-

rüber, dass sie grundrechtlichen Schutz genießt. Unbestritten

stellt die Fortpflanzungsfreiheit zudem ein ethisch hochrangi-

ges Gut dar.

Es handelt sich bei der Fortpflanzungsfreiheit jedoch nicht

um ein absolutes, einschränkungslos gewährleistetes Recht.

Vielmehr sind wie bei allen anderen Freiheitsrechten auch Ein-

schränkungen zulässig. Diese müssen einem übergeordneten

Zweck dienen und dem Gebot der Verhältnismäßigkeit Rech-

nung tragen. Als Gründe für eine Begrenzung der Fortpflan-

zungsfreiheit werden die Schädigungen der Klone sowie Gefähr-

dungen des sozialen Zusammenlebens, Missbrauchspotenzial

oder die Aushöhlung fundamentaler Rechtsüberzeugungen in

der Gesellschaft angesehen. Darüber hinaus kommt eine mit

dem Klonen einhergehenden Verletzung der Menschenwürde

in Betracht.

3.3. Weitere Beteiligte beim Fortpflanzungsklonen

3.3.1. Schädigung und Instrumentalisierung der 
Eizellspenderinnen

Alle bislang im Tierversuch gelungenen Klonexperimente 

gingen mit einem hohen Verbrauch an Eizellen einher. Die 

Gewinnung von menschlichen Eizellen ist ein belastendes 

medizinisches Verfahren, das mit hormoneller Behandlung,
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chirurgischer Eizellentnahme durch Eierstockpunktion und

nicht unerheblichem gesundheitlichen Risiko für die Spende-

rinnen verbunden ist. Eine Alternative hierzu wird in einer

möglichen Eierstockgewebespende einer einzelnen Frau gese-

hen, vorausgesetzt, es wäre technisch realisierbar, die darin in

großer Zahl vorhandenen Eizellen zur Reife zu bringen.

In beiden Fällen entsteht die Gefahr, dass sich ein nachfra-

georientierter Markt für den Handel mit Eizellen oder Eier-

stockgewebe entwickelt, von dem entsprechende finanzielle

Anreize mit einer möglichen Gefährdung der Selbstbestim-

mung von Frauen ausgehen.

Die Gegenposition vertritt die Meinung, dass eine auf-

geklärte Einwilligung diese Probleme einer Eizell- oder Eier-

stockgewebespende vermeidet.

Neuere Veröffentlichungen lassen es möglich erscheinen,

dass in Zukunft eizellähnliche menschliche Zellen aus Stamm-

zellkulturen gewonnen werden können. Bei einem solchen Ver-

fahren würde das Argument der Instrumentalisierung oder

Schädigung von Frauen entfallen. Allerdings ist zweifelhaft, ob

sich derartige Eizellen überhaupt zu Fortpflanzungszwecken

eignen würden.

3.3.2. Frauen, die Klon-Embryonen austragen 

Aus Tierversuchen ist bekannt, dass das Klonen durch Kern-

transfer zu Fehlern bei der Reprogrammierung führt, die das

Entwicklungspotenzial von Klon-Embryonen beeinträchtigen.

Deshalb wäre bei eventuellen Schwangerschaften mit einer 

hohen Anzahl von Fehlgeburten zu rechnen.

Darin wird eine erhebliche physische und psychische Be-

lastung für die betroffenen Frauen gesehen.

Die Gegenposition vertritt auch hier die Ansicht, dass es für

Frauen möglich sein sollte, sich diesen Belastungen nach Auf-

klärung und autonomer Einwilligung auszusetzen.
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Da beim Fortpflanzungsklonen die genetische Ausstattung ab-

sichtlich von Dritten so festgelegt wird, dass sie mit derjenigen ei-

nes bereits lebenden oder verstorbenen Menschen identisch ist,

würde der Klon seine genetische Ausstattung denjenigen, die sie

festgelegt haben, gleichsam „verdanken“, sie ihnen aber auch zum

Vorwurf machen können. Damit würde eine wesentliche Voraus-

setzung für die Gleichheit der Menschen untereinander entfallen.

Das Fortpflanzungsklonen stellt eine gezielte Fabrikation

von Menschen durch künstliche Reproduktion genetischer In-

dividualität dar. Das gefährdet die Orientierungssicherheit

über allgemein geteilte und der Verfassungsordnung zugrunde

liegende Werte und Überzeugungen und damit auch die tra-

genden normativen Grundlagen des politischen Gemeinwe-

sens. Das kollektive Selbstverständnis einer auf die Gleichheit

aller Menschen sowie die Unverfügbarkeit des Einzelnen ge-

gründeten Gesellschaft gerät in Gefahr.

Darüber hinaus mag der breite Konsens, von dem die For-

derung nach einem Verbot des Klonens zu Fortpflanzungs-

zwecken getragen wird, seine Wurzeln durchaus auch in Ge-

fühlen der Scham und Empörung oder im Schaudern vor

einem als monströs empfundenen Tun haben.

Es wird jedoch geltend gemacht, dass es keinen Grund gibt,

anzunehmen, ein Klon würde von seinen Mitmenschen nicht

als frei und gleich akzeptiert. Die Anerkennung als Gleicher

hängt in modernen Kulturen nicht von der Biologie des Men-

schen ab. Darüber hinaus bliebe die Art der Erzeugung der

Mitwelt entweder verborgen oder würde unter Umständen erst

nach vielen Jahren bekannt – vergleichbar mit der Offenlegung

einer Adoption. Ebenso wenig wie dem Klon daraufhin soziale

Achtung und Wertschätzung entzogen würden, würde seine ei-

gene, in jahrelangen Sozialisationsprozessen aufgebaute Iden-

tität durch die Erkenntnis zerstört, dass er ein Klon ist.

Schließlich könnte darauf vertraut werden, dass eine Ge-

sellschaft ebenso angemessen mit genetischer Gleichheit um-

zugehen in der Lage sein würde, wie dies bisher bezogen auf ge-

netische Ungleichheit der Fall ist.
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3.3.3. Rolle der Ärzte 

Gegen das Fortpflanzungsklonen werden auch spezifisch ärzt-

liche Argumente vorgebracht. Ganz unstrittig verstößt aus der

ärztlichen Perspektive die Erzeugung eines Menschen durch

Klonen gegen das professionelle Gebot der Nichtschädigung,

da dieses Verfahren mit erheblichen gesundheitlichen Risiken

für den Klon verbunden ist.

Weiterhin wird argumentiert, dass es die ärztliche Ethik ge-

bietet, eine Frau, die mit einem Klon-Embryo schwanger wer-

den will, vor der erwartbaren oder wahrscheinlichen Selbst-

schädigung zu bewahren.

Andere bejahen zwar ebenfalls das Klonverbot, sind hinge-

gen der Auffassung, dass eine Schwangerschaft mit einem

Klon-Embryo keine so schweren Belastungen der Frau zur Fol-

ge haben müsste, dass der Arzt den Eingriff nach Einwilligung

schon deswegen nicht durchführen dürfte.

Gegen das Fortpflanzungsklonen wird ferner geltend ge-

macht, dass es dem ärztlichen Behandlungsauftrag von vorn-

herein widerspricht, den natürlichen Befruchtungsvorgang der

Vereinigung von Ei- und Samenzelle grundlegend abzuwan-

deln und zu ersetzen, statt ihn wie bei üblichen Verfahren der

Fortpflanzungsmedizin zu unterstützen.

Dem wird jedoch entgegengehalten, dass das Klonen zu Fort-

pflanzungszwecken sehr wohl in Kontinuität zu anderen Formen

der Unfruchtbarkeitsbehandlung gesehen werden könnte.

3.4. Die Gesellschaft, die das Klonen zulassen würde

3.4.1. Freiheit und Gleichheit

Zentrale und auch für die wechselseitige Wahrung der Menschen-

würde fundamentale Bedeutung kommt in einem freiheitlich

verfassten Staat der Freiheit und Gleichheit seiner Bürger zu.

Es wird die Auffassung vertreten, dass die Zulassung des Klo-

nens zu Fortpflanzungszwecken eine zentrale Voraussetzung für

den Umgang miteinander als Freie und Gleiche infrage stellt.
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schen Ausstattung verbunden werden. Die Möglichkeit der An-

häufung erwünschter Eigenschaften durch genetische Verände-

rung in Verbindung mit Klonen durch Kerntransfer wurde in

Tierversuchen gezeigt.

Gegen dieses Argument wird eingewandt, dass Klonen und

Keimbahnmanipulation zu einer standardisierbaren Fort-

pflanzungsmethode werden müssten, um im Sinne einer posi-

tiven Eugenik missbraucht zu werden. Gerade bei der Erzeu-

gung von Klonen in Ausnahmefällen wäre aber ein solcher

Missbrauch nicht zu befürchten.

Der Hinweis darauf, dass solche Eingriffe Ausnahmefälle

bleiben würden, relativiert nach Auffassung des NER die

grundsätzlichen Argumente, die gegen das Fortpflanzungs-

klonen sprechen, nicht.
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3.4.2. Verwandtschafts- und Generationenverhältnis

Bedenken gegen das Fortpflanzungsklonen resultieren auch

daraus, dass die bislang selbstverständlichen Verwandtschafts-

und Generationenverhältnisse aufgelöst werden: Das nach

dem „Vater“ geklonte Kind wäre gleichzeitig dessen genetischer

Zwilling, ein Halbgeschwister und Onkel früherer Kinder. Eine

Frau, die den Klon ihrer eigenen Mutter austrägt, wird physio-

logisch betrachtet Mutter des Zwillings ihrer Mutter, also ihrer

Tante. Das Kind hat nur einen genetischen Elternteil, der noch

nicht einmal mit der biologischen Mutter und den sozialen El-

tern genetisch verwandt sein muss. Beziehungen mit zentraler

Bedeutung für die soziale Identifikation werden so unklar.

Diesem Argument wird jedoch entgegengehalten, dass es

die Bedeutung genetischer Faktoren für das Familienverständ-

nis überbewertet. Verwandtschaftsbeziehungen werden auch in

anderen Fällen (etwa bei der Adoption oder Samenspende) un-

abhängig von biologischer Abstammung definiert.

3.4.3. Klonen im Dienst von Eugenik und Menschenzüchtung 

In weit höherem Maße als die natürliche Zeugung oder Tech-

niken im Rahmen der assistierten Fortpflanzung wie die Prä-

implantationsdiagnostik oder die Auswahl von Samenspen-

dern würde das Klonen eine Auswahl oder jedenfalls den

Versuch einer Auswahl künftiger Menschen nach Kriterien er-

möglichen, die sich aus seinen genetischen Eigenschaften erge-

ben. Klonen könnte dazu eingesetzt werden, Menschen mit ge-

wünschten genetischen Eigenschaften durch Kopie eines

vorhandenen Genoms mit diesen Eigenschaften „herzustellen“.

Dies wird als Form einer positiven Eugenik betrachtet;

denn dabei käme es nicht nur zum Ausschluss unerwünschter,

sondern auch zur zielgerichteten Auswahl erwünschter erb-

licher Eigenschaften. Über Entscheidungen einzelner Spender

zur Reproduktion der eigenen Erbinformation hinaus ist es

vorstellbar, dass Klontechniken früher oder später mit einer ge-

zielten gentechnischen Optimierung der individuellen geneti-
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beiden Klonvorgänge maßgebenden Sachverhalte zwar in der

Phase bis zur Entstehung eines Embryos übereinstimmen (sie-

he B 1.2.), dann aber wesentliche Unterschiede aufweisen,

muss sie für das Forschungsklonen gesondert vorgenommen

werden. Das geschieht im Folgenden.

Diese Beurteilung kommt innerhalb des NER zu unter-

schiedlichen Ergebnissen, die in dieser Stellungnahme in den

Positionen A, B und C je gesondert dargestellt werden. Für 

diejenigen, die vom vollen Würde- und Lebensschutz des

Klon-Embryos von Anfang an ausgehen (Position A), sind die

nachfolgenden Erwägungen maßgebend. Sie stimmen in we-

sentlichen Punkten mit entsprechenden Erwägungen in Posi-

tion C überein, die ebenfalls gegen die Zulassung des For-

schungsklonens spricht. Ein Unterschied besteht nur insofern,

als in Position C die Zulassung in Anbetracht des gegenwärti-

gen Standes der Wissenschaft und Forschung abgelehnt wird,

während in Position A die Beibehaltung des geltenden Verbots

ohne einen solchen Vorbehalt befürwortet wird.

3. Beurteilung der Erzeugung des Klon-
Embryos unter den Gesichtspunkten des
Würde- und des Lebensschutzes

3.1. Der Status des Klon-Embryos und die sich 
daraus ergebende Schutzträgerschaft

Das menschliche Leben stellt nach ethischen Prinzipien und nach

den Grundentscheidungen unserer Verfassung nicht ein Gut

neben anderen Gütern, sondern das fundamentale Gut dar, auf

das sich alle Grundrechte beziehen. Es wird deshalb durch die

zu Eingang des Grundgesetzes normierte Unantastbarkeit der

Menschenwürde (Art. 1 Abs. 1 Satz 1) und das in ihm ebenfalls

verankerte Recht auf Leben (Art. 2 Abs. 2 Satz 1) in besonderer

Weise geschützt (dazu Näheres in der Stellungnahme des NER

,,Zum Import menschlicher embryonaler Stammzellen“ vom
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E KLONEN ZU ZWECKEN DER 
BIOMEDIZINISCHEN FORSCHUNG:
ETHISCHE UND VERFASSUNGSRECHT-
LICHE BEURTEILUNGEN

POSITION A: 
Beibehaltung des Verbots des 
Forschungsklonens

1. Votum

Ebenso wie im Falle des Fortpflanzungsklonens ist auch für das

Forschungsklonen ein weltweites Verbot anzustreben und im

nationalen Bereich im Sinne eines strafrechtlichen Verbots zu

präzisieren. Der Präzisierung bedarf das Verbot insbesondere

durch eine Definition der auf dem Wege des Kerntransfers er-

zeugten Embryonen und durch die Klarstellung, dass das Ver-

bot auch für den Fall gilt, dass die Entwicklungsfähigkeit des

Embryos durch Eingriffe vor und/oder nach dem Kerntransfer

begrenzt oder beseitigt wird. Falls es nicht zu einem weltweiten

Verbot kommt, sollte außerdem wie beim Stammzellgesetz die

Strafbarkeit deutscher Täter auch für im Ausland begangene

Verstöße gegen die entsprechenden Strafbestimmungen nor-

miert werden.

2. Vorbemerkung

Geklonte Embryonen werden nicht nur für reproduktive

Zwecke, sondern – wie oben unter B 4.2. dargetan – für For-

schungszwecke und insbesondere zur Entwicklung von Stamm-

zellen und Stammzelllinien verwendet und verbraucht. Da die

für die ethische und die verfassungsrechtliche Beurteilung der
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Das soeben Gesagte gilt gleichermaßen für den Beginn des

Würdeschutzes wie für den Beginn des Lebensschutzes. Beide

können auch nicht voneinander getrennt werden. Denn es ist

nicht einzusehen, warum das Wort „Mensch“ in Art. 1 Abs. 1

Satz 1 GG etwas anderes als das Wort „jeder“ in Art. 2 Abs. 2 

Satz 1 bedeuten und warum es zu Beginn ein Leben ohne Wür-

de geben soll.

Das Konzept eines stufenweise wachsenden Würde- und 

Lebensschutzes – also etwa die Differenzierung der Menschen-

würde in eine „starke“, der Abwägung entzogene Variante, die

dem geborenen Menschen zukomme, und eine „schwache“ Va-

riante, die beispielsweise Embryonen nur davor bewahren soll,

dass sie „in schwerwiegender Weise“ zu fremden Zwecken ver-

braucht werden – bleibt hinter dem hier vertretenen Konzept

eines vollen Schutzes von Anbeginn an in substanzieller Weise

zurück. Denn sie unterwirft Embryonen vor Erreichen der 

jeweils für maßgebend erklärten Schutzstufen nicht nur 

Beschränkungen, sondern der Beendigung ihrer Existenz 

und verlangt lediglich, dies habe „respektvoll“ oder in nicht

„schwerwiegender Weise“ zu geschehen. Dabei ist schon zu fra-

gen, wie eigentlich die Vernichtung eines Embryos als „nicht

schwerwiegend“ bezeichnet oder dieser „respektvoll“ vernich-

tet werden kann. Die neuerdings vorgeschlagenen Verbote ein-

zelner Verfahren und Handlungen reichen dafür ebenso wenig

aus wie die in Position B empfohlenen Regulierungen und

Kontrollen. Läuft doch das hier abgelehnte Konzept im Ergeb-

nis stets darauf hinaus, dass ein und dasselbe Lebewesen inner-

halb seines Lebens für eine gewisse Zeit als menschliche Entität

minderen Ranges und erst danach als Mensch behandelt wer-

den soll. An dieser Beurteilung ändert auch der Umstand

nichts, dass in Position B zuletzt nicht mehr von geklonten

menschlichen Embryonen, sondern von menschlichen Blasto-

zysten gesprochen wird. Ist doch die Blastozyste gegenüber

dem Embryo kein Aliud, sondern eine Zwischenstufe in der

Entwicklung des Embryos, die mit der Befruchtung begonnen

hat (siehe Stellungnahme II, S. 12 f.).
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Dezember 2001 [im Folgenden Stellungnahme I] S. 28 f. und

Stellungnahme des NER ,,Genetische Diagnostik vor und wäh-

rend der Schwangerschaft“ vom Januar 2003 [im Folgenden

Stellungnahme II] S. 80 ff.). Über das Verhältnis, in dem beide

Bestimmungen zueinander stehen, gibt es unterschiedliche

Ansichten. Von diesen erscheint diejenige am einleuchtendsten,

die die Menschenwürde als einen primären Grundwert ansieht,

aus dem Grundrechte abgeleitet und anhand dessen Grund-

rechtseingriffe auf ihre verfassungsmäßige Zulässigkeit geprüft

werden. Beide Schutzprinzipien greifen deshalb ineinander.

Divergierende Antworten werden auch auf die Frage gege-

ben, wann der Schutz beginnt. Manche wollen ihn erst mit der

Nidation oder gar erst mit der Geburt einsetzen lassen. Andere

sprechen von einer stufenweisen Entwicklung des Schutzes, der

erst mit der Geburt seine volle Wirkung entfaltet. Nach Ansicht

derjenigen, die die vorliegende Position befürworten, sind diese

Auffassungen mit dem fundamentalen Wert des Lebens nicht

vereinbar. Dieser erfordert nämlich, für den Beginn des vollen

Schutzes den frühesten biologisch vertretbaren Zeitpunkt zu

wählen: Wie schon in früheren Stellungnahmen des NER darge-

legt (vgl. Stellungnahme I, S. 28 ff. und Stellungnahme II, S. 74 f.),

ist das die Kernverschmelzung. Ihr entspricht beim Klonen 

der Kerntransfer, weil von da an die Kriterien der Potenzialität,

der Identität und der Kontinuität erfüllt und damit alle wesent-

lichen Voraussetzungen für das Menschsein gegeben sind: das

der Potenzialität, weil der Embryo bereits das reale Vermögen

besitzt, sich zu einem geborenen Menschen zu entwickeln; das der

Identität, weil es sich von Anbeginn an um dasselbe Lebewesen

handelt; und das der Kontinuität, weil von diesem Moment an

über alle Phasen des Menschseins hinweg bis zum Tode ein Pro-

zess im Gange ist, der jeden anderen Einschnitt als willkürlich er-

scheinen lässt. Dass nach der Verschmelzung gelegentlich durch

Teilung der Embryonalplatte eineiige Zwillinge entstehen, wider-

spricht der Annahme der Identität nicht. Der Vorgang bewirkt

nämlich nur, dass das Kriterium der Identität von zwei Lebewesen

erfüllt wird (siehe dazu des Näheren Stellungnahme I, S. 30).
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3.2. Die Verletzungshandlungen

Nach der hier vertretenen Position bestehen die Verletzungs-

handlungen im Verbrauch und in der von vornherein auf die-

sen Verbrauch abzielenden Erzeugung des Klon-Embryos. Die

dadurch gegebene Instrumentalisierung des Klon-Embryos

wiegt wegen dieser Verbindung besonders schwer und sogar

noch schwerer als bei der verbrauchenden Forschung an so ge-

nannten überzähligen Embryonen, weil bei deren Erzeugung

zunächst immerhin die Absicht bestand, eine Schwangerschaft

herbeizuführen. Eine nachträgliche Änderung der Zweckrich-

tung nach der Erzeugung des Klon-Embryos dahin, dass nun-

mehr eine Schwangerschaft angestrebt wird, würde an dieser

Wertung nichts ändern, weil das Fortpflanzungsklonen erst

recht gegen den Würdeschutz verstößt (siehe oben Abschnitt 

D 3.) Andere Zwecke als die der Forschung, die in dieser Stel-

lungnahme therapeutische und pharmazeutische Zwecke ein-

schließt, und der Fortpflanzung sind nicht ersichtlich und

würden außerdem eine abweichende ethische und verfassungs-

rechtliche Bewertung nicht rechtfertigen.

Neuerdings wird geltend gemacht, der Würde- und Lebens-

schutz werde dann nicht tangiert, wenn die Potenzialität und

die Kontinuität und damit die Entwicklungsfähigkeit des Em-

bryos durch manipulative Eingriffe nach, vor oder während

des Transfers des Zellkerns in die entkernte Eizelle zeitlich be-

grenzt und damit im Ergebnis verhindert werde.

Dem stehen folgende Erwägungen entgegen:

Findet der Eingriff nach dem Transfer statt, handelt es sich

um eine dem Verbrauch vorgelagerte Instrumentalisierung. Sie

ist ebenso unzulässig wie der Verbrauch selbst. Eingriffe vor

dem Transfer oder während des Transfers einschließlich der

absichtlichen Erzeugung eines defekten Embryos verstoßen

ebenfalls gegen den Würde- und Lebensschutz. Denn davon

wird eine Entität betroffen, die ohne solche Manipulation zu-

mindest für eine gewisse Zeitspanne Entwicklungs- und Le-

bensfähigkeit besitzt und sie eben erst infolge der Manipula-
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Auch sonst erweist sich das Stufenkonzept als unangemes-

sen. Legt es doch die Darlegungs- und Begründungspflicht in

der Praxis demjenigen auf, der Eingriffe ablehnt. Unter dem

Gesichtspunkt eines möglichst wirksamen Schutzes sollte sie

aber bei denen liegen, die solche Eingriffe in das Leben zulas-

sen wollen. Deshalb trifft sie auch die Beweislast dafür, dass in

einem konkreten Fall – etwa bei der Stammzelle, die zur Ent-

wicklung von Stammzelllinien verbraucht wird – die Totipo-

tenz nicht oder nicht mehr vorliegt. Nicht zugestimmt werden

kann weiter der Ansicht, das Stufenkonzept stehe mit der gel-

tenden Rechtsordnung eher in Einklang, weil diese bei ihren

Sanktionen auf die besonderen Umstände der einzelnen Ent-

wicklungsphasen Rücksicht nehme. Das trifft zwar in einzelnen

Fällen, so beim Schwangerschaftskonflikt, zu, ändert aber nichts

daran, dass die Rechtsordnung auch die Beendigung des Le-

bens eines ungeborenen Menschen grundsätzlich missbilligt.

Träger der Menschenwürde und des Lebensrechtes ist jedes

menschliche Wesen von dem soeben beschriebenen Beginn

seines Daseins an. Zusätzliche Anforderungen an die Träger-

schaft, wie sie mitunter vertreten werden, verbieten sich, da ja

auch beim geborenen Menschen keine weiteren Voraussetzun-

gen wie etwa Ich-Bewusstsein, Empfindungsfähigkeit oder gar

Handlungsfähigkeit verlangt werden. Die hier vertretene Posi-

tion wird zudem auch den Anforderungen der in der Literatur

und auch in der Rechtsprechung der individuellen Menschen-

würde an die Seite gestellten Würde der menschlichen Gattung

gerecht, die nicht auf den individuellen Schutzanspruch, son-

dern auf die Grenzen abstellt, die der Menschheit schlechthin

für den Umgang mit Gliedern der Menschengattung gezogen

sind. Das Instrumentalisierungsverbot, das es untersagt, einem

Menschen den Selbstwert abzusprechen und ihn als bloßes

Mittel zur Erreichung fremder Zwecke zu missbrauchen oder

gar zu vernichten, ist auch insoweit relevant.
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Zur Tötung menschlichen Lebens kommt es auch beim

Schwangerschaftsabbruch, der entweder durch bestimmte Indi-

kationen gerechtfertigt oder nach einer Beratung innerhalb einer

bestimmten Frist zwar rechtswidrig, aber straffrei ist. Damit trägt

das geltende Recht der Tatsache Rechnung, dass zwischen der

Mutter und dem in ihr heranwachsenden Leben eine einzigartige

Verbindung besteht und eine Schwangerschaft die körperliche

und seelische Integrität und das Selbstbestimmungsrecht der

Frau in ganz besonderer Weise berührt. Diese Situation kann

aber nicht mit der Erzeugung und dem Verbrauch von Embryo-

nen im Labor gleichgesetzt werden, bei denen es an allen eben

genannten speziellen Gegebenheiten fehlt und die Entschei-

dung in der Hand eines Dritten – nämlich des Forschers – liegt.

3.4. Rechtfertigung durch die Forschungsfreiheit

Schon früher ist geltend gemacht worden, Embryonen verbrau-

chende Forschung sei für hochrangige Forschungsziele jeden-

falls an so genannten überzähligen Embryonen zulässig. Jetzt

wird ihre Zulassung unter Berufung auf das Grundrecht der

Forschungsfreiheit gemäß Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG auch an ei-

gens dafür erzeugten Embryonen und speziell an solchen ge-

fordert, die im Wege des Klonens hergestellt werden. Da so un-

ter Umständen Therapien für bislang unheilbare Krankheiten

gefunden werden könnten, lasse sich diese Forderung auch mit

dem Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit (Art. 2

Abs. 2 Satz 1 GG) begründen.

Dem ist zu widersprechen.

Zunächst ist schon außerordentlich umstritten, ob die

Chancen für die Heilung derartiger Krankheiten durch die 

Ergebnisse von Forschungen an Klon-Embryonen tatsächlich

erhöht werden könnten und ob es nicht Erfolg versprechende

alternative Forschungsmöglichkeiten gibt. Gravierende Beden-

ken haben in dieser Hinsicht erst kürzlich die Deutsche For-

schungsgemeinschaft und die Bundesärztekammer geäußert.

58

tion vorzeitig verliert. Es entsteht also kein Nicht-Embryo, son-

dern ein Embryo mit extrem kurzer Lebensdauer. Das Argu-

ment, die Lebensdauer sei vor der Verschmelzung von Samen-

und Eizelle begrenzt worden, verfängt ja auch dann nicht,

wenn ein derartiger Eingriff bewirkt, dass ein Fetus im 4. Mo-

nat oder ein Kind im 4. Lebensjahr stirbt. In beiden Fällen geht

es nicht um durch die Natur vorgegebene Tatsachen, sondern

um bewusst getroffene Entscheidungen der jeweils handelnden

Person. Diese Erwägungen zeigen, dass die Meinungsverschie-

denheit im Grunde wiederum mit der Frage zusammenhängt,

wann der volle Würde- und Lebensschutz beginnt. Im Übrigen

erscheint die in Rede stehende Instrumentalisierung besonders

gravierend und mit dem Respekt, der ja nach Meinung der Be-

fürworter des Stufenkonzepts auch einem solchen Embryo ge-

schuldet wird, schwerlich vereinbar; würde doch mit ihm nicht

anders verfahren, als es bei Tierversuchen üblich ist.

3.3. Die vermeintlichen Wertungswidersprüche

Gegen die hier vertretene Position wird eingewandt, Art. 2 Abs.

2 Satz 3 GG lasse Eingriffe in das Recht auf Leben und unter

bestimmten Voraussetzungen sogar die Tötung von Menschen

zu. Auch widerspreche ein Verbot des Forschungsklonens den

Wertungen anderer vergleichbarer Sachverhalte. Beide Ein-

wände vermögen nicht zu überzeugen.

Die Tötung von Menschen lässt unser Recht nur zu, um ein

anderes akut bedrohtes Leben gegen den Angreifer zu retten, so

beispielsweise in Fällen der Notwehr und der Nothilfe. Not-

wehr ist dabei im Rahmen der Verhältnismäßigkeit auch zur

Verteidigung anderer schätzenswerter Rechtsgüter rechtmäßig.

Dies ist aber stets nur dann der Fall, wenn von demjenigen, der

getötet wird, eine Gefahr ausgeht. Von Embryonen geht aber in

aller Regel keine Gefahr aus. Und das schon gar nicht, wenn sie

eigens zum Verbrauch erzeugt werden. Sie sind vielmehr selbst

von Anfang an in höchstem Maße gefährdet.
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Diese Bedenken sind in Position C im Einzelnen ausführlich

dargelegt. Davon abgesehen ist das Recht des Individuums auf

Leben und körperliche Unversehrtheit zuvorderst ein Abwehr-

recht gegen fremde Einwirkungen, das zur Rechtfertigung von

Zugriffen auf fremdes Leben nicht herangezogen werden kann.

Deshalb legitimiert auch die verständliche Hoffnung Kranker,

es könne ihr Leben oder ihre Gesundheit eines Tages mithilfe

aus solchen Forschungen möglicherweise hervorgehender

neuer Heilmethoden erhalten oder doch ihr Leiden gelindert

werden, nicht, dass zu diesem Zweck Embryonen verbraucht

werden. Zum anderen stößt die Forschungsfreiheit dann an

Grenzen, wenn ihre Ausübung andere von der Verfassung ge-

schützte Werte und insbesondere Grundrechte Dritter verlet-

zen würde. Eben das ist aber, wie bereits unter 2.1. ausgeführt,

bei der verbrauchenden Embryonenforschung der Fall (siehe

dazu auch Stellungnahme I, S. 37 f.). Grenzen werden übrigens

der Forschungsfreiheit von der Verfassung bereits unter dem

Aspekt des Tierschutzes gezogen.

3.5. Beurteilung des Embryonensplittings

Die in den vorhergehenden Unterabschnitten 2.1. bis 2.4. angestell-

ten Erwägungen gelten sinngemäß auch für die Forschung an Em-

bryonen, die auf dem Wege des Splittings hergestellt worden sind.

4. Beurteilung wahrscheinlicher Folgen 
einer Zulassung des Forschungsklonens 

4.1. Generelle Erwägungen

Für die ethische und die rechtliche Beurteilung der Frage, ob

eine Handlung erlaubt ist, erlaubt werden kann, verboten wer-

den kann oder verboten ist, sind auch ihre Folgen relevant. Die
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dafür sprechenden Gründe sind in der Stellungnahme II S. 88 ff.

näher dargelegt. Darauf wird verwiesen. Da es auch im vorlie-

genden Fall um den Schutz der Würde und des Lebens geht,

verdient bei der Beurteilung der Wahrscheinlichkeit, dass diese

Folgen eintreten, eine präventive Verantwortungsethik den

Vorzug vor einer eher pragmatischen Beurteilung.

4.2. Einschätzung einzelner konkreter Folgen

4.2.1. Auswirkung auf das geltende Verbot verbrauchender 
Forschung an zu diesem Zweck erzeugten Embryonen

Der Verbrauch geschlechtlich – also etwa auf dem Wege der In-

vitro-Fertilisation – erzeugter Embryonen für Forschungs-

zwecke ist in Deutschland verboten. Diese Regelung stimmt

mit einem entsprechenden Verbot in der von der Bundesrepu-

blik bisher noch nicht gezeichneten Bioethik-Konvention des

Europa-Rates überein. Gefordert wird inzwischen, dieses Verbot

nicht nur für so genannte überzählige Embryonen, sondern

auch für von vornherein nur zu diesem Zweck auf dem Wege

der In-vitro-Fertilisation erzeugte Embryonen aufzuheben.

Würde die Erzeugung von Embryonen zu Forschungszwecken

auf dem Wege des Klonens zugelassen, ließe sich dieses Verbot

nicht mehr aufrechterhalten. Da es sich, wie dargetan, in bei-

den Fällen um gleichermaßen schutzwürdige Embryonen han-

delt, würde die Unterschiedlichkeit der Genom-Ausstattung

die Beibehaltung des Verbots nicht mehr rechtfertigen. In der

Künstlichkeit ihrer Erzeugung gibt es zwischen dem In-vitro-

Verfahren und dem Klonverfahren ohnehin keinen relevanten

Unterschied.

4.2.2. Gefahr der Nutzung von Fortschritten beim 
Forschungsklonen für das Fortpflanzungsklonen

Unstreitig sind die Techniken für das Fortpflanzungs- und das

Forschungsklonen identisch. Es ließe sich deshalb gar nicht
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POSITION B:
Begrenzte Zulassung des Forschungsklonens

1. Votum

Die Verwendung von durch Klonen hergestellten mensch-

lichen Blastozysten im Rahmen der Grundlagenforschung mit

therapeutischer Zielsetzung ist prinzipiell vertretbar. Sie bedarf

jedoch der Regulierung in inhaltlicher und verfahrensmäßiger

Hinsicht.

Es ist weder moralisch geboten, einer derartigen Blastozyste

den Status einer Person zuzusprechen, noch gibt das Grundge-

setz vor, sie als Träger der Menschenwürde und des Rechts auf

Leben anzusehen.

Mit dem Forschungsklonen wird ein weiterer Bereich er-

schlossen, der bisher dem Zugriff des Menschen entzogen war.

Es ist jedoch nicht zu erwarten, dass dies die Humanität des

Umganges der Menschen untereinander oder das Selbstver-

ständnis einer auf Freiheit und Gleichheit gegründeten Gesell-

schaft gefährden würde.

Vor diesem Hintergrund greift das allgemeine Freiheits-

prinzip („Freiheitsvermutung“) des Grundgesetzes und im 

Besonderen der hohe Rang der Forschungsfreiheit. Selbstver-

ständlich kann auch diese Freiheit gesetzlichen Einschränkungen

unterliegen; rechtfertigungsbedürftig ist allerdings die konkrete

Einschränkung und nicht der individuelle Freiheitsgebrauch.

Mit dem Forschungsklonen verbindet sich die Hoffnung, in

Zukunft schwere Krankheiten (z.B. Parkinsonsche Krankheit

oder Diabetes mellitus) und körperliche Schädigungen (z.B.

Querschnittslähmung) heilen zu können. Verminderung oder

Vermeidung von Leiden und Schmerzen stellt ein allgemein

anerkanntes moralisches Gebot dar. Diesem Gebot entspricht

die verfassungsrechtliche Pflicht des Staates, Leben und 

körperliche Unversehrtheit zu schützen und folglich die Ent-

wicklung medizinischer Heilmethoden zu ermöglichen.
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vermeiden, dass Fortschritte in der Technik des Forschungs-

klonens auch für das Fortpflanzungsklonen genutzt werden

könnten. So etwa wenn es gelänge, Fortschritte bei der Repro-

grammierung zu erzielen.

4.2.3. Gefahr der Instrumentalisierung von Frauen

In Abschnitt D 3. dieser Stellungnahme ist dargetan, dass das

Fortpflanzungsklonen aller Voraussicht nach mit einem erheb-

lichen Eizellenbedarf und folglich auch mit einschneidenden

medizinischen Manipulationen, hormonellen Stimulationen

und Eierstockpunktionen einherginge. Daraus könne sich ein

nachfrageorientierter Markt entwickeln, dessen Anreize Frauen

in ihrer Selbstbestimmung gefährden und zu Lieferantinnen

werden lassen könnten. Dies alles gilt auch für das Forschungs-

klonen. Bei lebhafter (Grundlagen-) Forschungstätigkeit und

erst recht bei einer eventuellen späteren Arzneimittelforschung

wäre der Eizellenbedarf sogar noch weit höher. So sind allein

für das mehrfach erwähnte Experiment südkoreanischer For-

scher im Januar 2004 242 Eizellen von 16 Frauen verbraucht

worden, um nur eine einzige Stammzelllinie zu gewinnen. Po-

sition C geht auf diese Zusammenhänge näher ein.

4.2.4. Auswirkungen auf das Menschenbild und das 
menschliche Selbstverständnis

Auch hierzu sind in der Stellungnahme II S. 99 ff. konkrete Er-

wägungen angestellt worden, von denen einige auch in den Ab-

schnitt D 3. Eingang gefunden haben. In der Tat würde gerade

durch die Zulassung des Forschungsklonens die Grenze zwi-

schen menschlichen Lebewesen einerseits und Gegenständen

und Instrumenten andererseits, die zu außerhalb ihrer selbst

liegenden Zwecken hergestellt, verwendet und verbraucht wer-

den, weiter verwischt.

Hermann Barth, Gebhard Fürst, Peter Radtke, Eberhard Schockenhoff,
Hans-Jochen Vogel
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zu opfern. Doch die Annahme, dass der frühembryonale Zell-

verband Würde- und Lebensschutz im gleichen Maße und in

gleicher Intensität genieße wie der geborene Mensch, ist letzt-

lich nicht überzeugend. Sie steht weder mit der geltenden

Rechtsordnung der Bundesrepublik Deutschland sowie vieler

anderer freiheitlicher Staaten in Einklang, noch ist sie ethisch

zwingend zu begründen. Vor allem aber lässt sich die These an-

gesichts gravierender Wertungswidersprüche zu anderen Phä-

nomenen des Umgangs mit dem ungeborenen Leben nicht

durchhalten. Auch aus dem Grundgesetz ist die These vom

„vollen Menschenwürde- und Lebensschutz von Beginn an“

nicht ableitbar; schon gar nicht kann man sich dafür auf die

Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts berufen.

2.2. Menschenwürde und Forschungsklonen

(1) Die Garantien des Rechts auf Leben und der Würde des

Menschen sind individual- und personenbezogen. Sie er-

strecken sich unzweifelhaft primär auf geborene Personen.

Die lange und keineswegs exklusiv auf das Christentum re-

duzierbare Ideengeschichte der Menschenwürde bezog sich

stets in erster Linie auf geborene Menschen, nicht auf vor-

geburtliches Leben. Auch die konkrete historische Stoß-

richtung der Menschenwürdegarantien nach dem Zweiten

Weltkrieg in der UN-Charta, der Allgemeinen Menschen-

rechtserklärung und im Grundgesetz zielte auf den Schutz

vor Folter, Demütigung, Stigmatisierung und vergleichbaren

Erniedrigungen. Mit Blick auf die jüngste Vergangenheit

sollte damals unterbunden werden, die unter uns lebenden

Menschen wie Tiere oder „Untermenschen“ zu behandeln.

Im Parlamentarischen Rat hat man zwar Fragen des Le-

bensrechts des ungeborenen Lebens in utero diskutiert und

letztlich offen gelassen; eine Erstreckung der Menschen-

würde auf das ungeborene Leben und dabei insbesondere

in seiner pränidativen Phase kam jedoch nicht in den Blick.
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Ob sich die mit dem Forschungsklonen verknüpften Hoff-

nungen erfüllen werden, kann nicht vorab, sondern nur durch

die Forschung selbst beantwortet werden. Diese Aussage gilt

auch für andere Forschungsansätze zur Gewinnung von Stamm-

zellen. Ungewissheit ist Ausgangspunkt der Forschung und

kein Argument gegen ihre Zulassung.

Das Forschungsklonen bedarf staatlicher Regulierung sowie

der Genehmigung und Kontrolle jedes einschlägigen Vorhabens.

Forschungsklonen sollte nur dann zulässig sein, wenn 

die wissenschaftlichen Fragestellungen nicht an Tiermodellen

geklärt werden können. Insbesondere setzt die Verwendung

menschlicher Eizellen im Klonexperiment eine hinreichende

wissenschaftliche Begründung und Vorklärung aller Umstände

im Tierversuch voraus.

Soweit und solange für das Forschungsklonen menschliche

Eizellen benötigt werden, sind wirksame Vorkehrungen zum

Schutz der Spenderinnen zu treffen.

Die Implantation geklonter Blastozysten in die Gebärmutter

einer Frau ist ausnahmslos zu verbieten.

2. Stellungnahme

2.1. Einleitung

Beim Forschungsklonen stellt sich in prinzipiell ähnlicher

Weise wie bei der Präimplantationsdiagnostik oder der For-

schung an Stammzellen die Frage, ob die Beendigung frühem-

bryonalen Lebens mit der Verfassung und unseren ethischen

Grundüberzeugungen vereinbar ist. Stünde der Blastozyste (al-

so dem Zellverband von ca. 200 Zellen vier oder fünf Tage nach

der Befruchtung bzw. nach dem Zellkerntransfer) der gleiche

intensive Würde- und Lebensschutz zu wie geborenen Perso-

nen, wäre die Antwort zwangsläufig negativ. Denn keine noch

so wertvolle Forschung kann es rechtfertigen, dafür Menschen
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Menschenwürde zu verstehen. Damit kann das Forschungs-

klonen auch nicht einfach mit der vermeintlichen und die

Menschenwürde verletzenden „Instrumentalisierung“ ver-

boten werden, die in der Erzeugung zum Zwecke späterer

Zerstörung liege.

(3) Wie die Analyse der in der ethischen und verfassungsrecht-

lichen Diskussion geläufigen Menschenwürdetheorien zeigt,

kann auf deren Grundlage eine Blastozyste nicht als Träger

der Menschenwürdegarantie begriffen werden; auch die

viel diskutierten Argumente zur Kontinuität, Potenzialität

und Identität vermögen nicht in überzeugender Weise ei-

nen solchen Schluss zu tragen. Und selbst wenn man eine

solche prinzipielle Trägerschaft anerkennen wollte, wäre

damit noch nicht gesagt, dass der Würdeschutz des Embryos

in jeder Hinsicht dem des geborenen Menschen gleicht.

Daher wäre es keineswegs zwingend, dass das Forschungs-

klonen eine Verletzung der Würdegarantie des frühem-

bryonalen Lebens darstellt. Die beiden Thesen, dass weder

Trägerschaft vorliegt noch eine Verletzung gegeben ist, wer-

den nachfolgend begründet.

Die Frage nach einer Menschenwürdeverletzung beant-

wortet man meist mit dem Hinweis auf das Instrumentali-

sierungsverbot oder auf die so genannte Objektformel, oh-

ne zuvor die sachlich und logisch vorausliegende Frage, wer

eigentlich Träger der Menschenwürde ist, eigenständig zu

beantworten. Wenn es um einen geborenen Menschen geht,

dann ist es selbstverständlich, dass dieser Träger ist. Aber

ähnlich wie beim Lebensrecht wird die Frage unabweisbar,

ob als Träger der Menschenwürde bereits das embryonale

Leben in seinem frühen Stadium vor der Einnistung begrif-

fen werden kann. Hierfür reicht es nicht aus, negativ eine

Verletzung zu konstatieren; vielmehr ist positiv der perso-

nale Garantiebereich der Menschenwürde zu klären. Dafür

muss der Frage, was Menschenwürde ist bzw. wie sie kons-

tituiert wird, Aufmerksamkeit geschenkt werden.
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(2) Ganz grundsätzlich stellt sich die Frage, ob eine durch arti-

fizielle Manipulation entstandene Klon-Blastozyste einem

durch Befruchtung entstandenen Embryo in moralischer

und verfassungsrechtlicher Hinsicht überhaupt gleichge-

stellt werden kann. In diesem Punkt werden – auch von den

Befürwortern dieses Votums – zwei unterschiedliche Posi-

tionen vertreten.

Befürworter eines Sonderstatus für Klon-Blastozysten

begründen diesen mit den grundlegend anderen Umstän-

den und mit der von vornherein nicht reproduktiven Ab-

sicht bei der Herstellung dieser Entität. Von Bedeutung ist

aus dieser Sicht auch, dass das Verfahren des Zellkerntrans-

fers experimentell anders ist als die natürliche oder künstli-

che Befruchtung. Zudem unterscheidet sich das Ergebnis

von dem der Befruchtung dadurch, dass nicht zwei ver-

schiedene elterliche Chromosomensätze zusammengetre-

ten sind, also ein neues individuelles Genom entstanden ist,

sondern dass lediglich der schon vorhandene Chromoso-

mensatz des Zellkernlieferanten kopiert wurde und zwar in

der Absicht, Gewebe zu erzeugen, welches dessen Kernge-

nom trägt. Die dabei entstandene Entität ist ohne diese

künstliche Manipulation nicht denkbar und kommt so in

der Natur nicht vor.

Nach einer anderen Auffassung (die auch von vielen ge-

teilt wird, die das Forschungsklonen im Ergebnis ablehnen)

kommt allen entwicklungsfähigen Entitäten im Blastozys-

ten-Stadium prinzipiell derselbe Status zu – also unabhän-

gig davon, ob sie durch Klontechniken oder durch sexuelle

Zeugung (natürlich oder künstlich) entstanden sind. Somit

müssen auch für Entitäten, die durch Kerntransfer entstan-

den sind, die generellen Argumente zum Status frühembryo-

nalen menschlichen Lebens geprüft werden. Der NER hat

sich mit dieser Problematik bereits in früheren Stellung-

nahmen auseinander gesetzt. Nach der hier vertretenen

Auffassung ist frühes embryonales Leben – im Stadium vor

Nidation und Individuation – nicht als Träger individueller
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tismus eine pluralistische Auffächerung der Positionen

zeigt. Sofern es sich hierbei um die Ableitung aus Glau-

benssätzen handelt, bleibt festzuhalten, dass die Positionen

von Religionsgemeinschaften nicht ohne weiteres das Ver-

ständnis einer so zentralen und für alle gültigen Norm wie

Art. 1 Abs. 1 GG bestimmen können.

(4) Über die vorstehend grob skizzierten Grundpositionen

hinausgehend, wenn auch partiell in engem Zusammen-

hang mit ihnen stehend, haben sich in der bioethischen Dis-

kussion der letzten Jahre drei Argumente herausgeschält,

die für eine (Rück-)Erstreckung der Menschenwürdegaran-

tie (und auch des Lebensrechtes) auf das früheste embryo-

nale Entwicklungsstadium ins Feld geführt werden, nämlich

die so genannte Trias von Kontinuitäts-, Identitäts- und Po-

tenzialitätsargument. Keines vermag letztlich zu überzeugen.

a) Das Kontinuitätsargument stellt darauf ab, dass es vom

Beginn der Befruchtung oder des Zellkerntransfers bis

hin zur Geburt keine natürlichen Zäsuren, sondern nur

einen einheitlichen, ununterbrochenen Entwicklungs-

prozess gebe. Daher sei es willkürlich, frühere Phasen

dieser Entwicklung anders zu bewerten oder zu gewich-

ten als spätere. Ganz grundsätzlich beruht dieses Argu-

ment auf einem klassischen, schon in der Antike be-

kannten Fehlschluss (Sorites-Paradoxon). Denn auch

wenn an keinem bestimmten Punkt eines kontinuier-

lichen Entwicklungsprozesses (wie etwa der Bildung ei-

nes Sandhaufens durch ein Sandkorn und sukzessive

Hinzufügung weiterer Sandkörner) klare Einschnitte

ablesbar sind, stellen sich neue qualitative Stadien her,

die nach neuen Zuschreibungen und normativen Ein-

schnitten verlangen. Diese Zuschreibungen und norma-

tiven Einschnitte sind nicht deswegen willkürlich, weil

sie nicht punktgenau ablesbar sind und ihre Fixierung

daher ein gewisses Spektrum umfasst – willkürlich wäre
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Die Betrachtung der hierzu vertretenen unterschied-

lichen Theorien zeigt insofern, dass mit ihnen eine Er-

streckung auf das pränidative, frühembryonale Leben meist

unvereinbar ist. Das gilt insbesondere für solche Ansätze,

die Würde als Fähigkeit zu gelingender Selbstdarstellung

und somit als eine vom Menschen im Verhältnis unterei-

nander zu erbringende Leistung begreifen (z.B. Niklas Luh-

mann), weil dazu nur Geborene fähig sind. Aber es gilt

auch, wenn man den Menschenwürdegedanken in der mit-

menschlichen Solidarität einer konkreten Anerkennungs-

gemeinschaft verankert (Hasso Hofmann); demzufolge

sind zwar alle, die (schon und noch) unter uns sind, unab-

hängig von ihren je aktuellen Fähigkeiten zum Kreis der

Menschenwürdeträger zu zählen, nicht aber frühembryo-

nales Leben. Ganz ähnlich stuft Jürgen Habermas Men-

schenwürde als etwas ein, das man nicht von Natur aus be-

sitze, sondern das sich erst in interpersonalen Beziehungen

reziproker Anerkennung konstituiere; erst mit der Geburt

vollziehe sich der gesellschaftlich individuierende Akt einer

Aufnahme in die intersubjektiv geteilte Lebenswelt.

Diejenigen Autoren schließlich, die sich unter Berufung

auf Immanuel Kant für eine Erstreckung der Menschen-

würde auf das pränidative Leben aussprechen, stehen vor

dem Problem, dass die Würde des Menschen für Kant in

freier Selbstbestimmung und sittlicher Autonomie wurzelt.

Das von ihm postulierte Verbot der Behandlung des Ande-

ren als eines bloßen Mittels zum Zweck betrifft den Men-

schen als ein selbst gesetzgebendes Vernunftwesen im Ver-

hältnis zu seinesgleichen und setzt damit Kommunikation

und prinzipielle Autonomie voraus, wie sie jedenfalls einer

Blastozyste nicht zukommen kann.

Die Würde auch der frühesten Formen menschlichen

Lebens auf der Grundlage der christlichen Imago-Dei-

Vorstellung wird allerdings (freilich vor dem Hintergrund 

einer sehr bewegten Dogmengeschichte) einhellig von der

katholischen Kirche bejaht, während sich im Protestan-
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denn es geht dabei um Zellverbände im Blastozystensta-

dium vier oder fünf Tage nach dem Kerntransfer. In die-

sem Stadium haben wir es zwar mit artspezifischem,

noch nicht aber mit individuiertem Leben zu tun: mit

human life, aber noch nicht mit einem human being.

c) Dem Potenzialitätsargument zufolge soll es für die Zu-

schreibung des vollen Rechtsstatus auf das frühembryo-

nale Leben genügen, dass hier die Möglichkeit der Fort-

entwicklung zu einem geborenen Menschen vorliegt,

der dann (später) unzweifelhaft Träger der Menschen-

würde und des Lebensrechtes wäre. Aber eine derartige

Rückprojektion eines späteren Rechtszustandes auf eine

frühere Entwicklungsstufe sieht sich dem durchgreifen-

den Einwand ausgesetzt, dass dies weder logisch nach-

vollziehbar noch zwingend und im Übrigen auch der

Rechtsordnung vollkommen fremd ist. So wenig die Ei-

chel schon der Eichbaum ist und der unmündige acht-

jährige Schulbub noch nicht der volljährige 22-jährige

Student, so wenig kann der frühembryonale Zellver-

band schon deswegen als Träger der Menschenwürdega-

rantie angesehen werden, weil die sich aus diesem Zell-

verband eines Tages (möglicherweise) entwickelnde

geborene Person dies unzweifelhaft wäre. Im Übrigen

sind wir, wie ein britischer Autor bemerkt hat, alle 

potenziell tot, ohne dass wir schon heute mit Blick auf

diesen späteren Status wie Leichen behandelt werden

möchten.

(5) Überdies hat sich im spezifischen Diskussionskontext des

Forschungsklonens die Unzulänglichkeit des Potenzialitäts-

arguments besonders deutlich erwiesen. Zum einen schwin-

det die bisher vermeintliche Sicherheit darüber, welches

Entwicklungspotenzial genau denn den besonderen Status

begründet (siehe a)). Zum anderen ist denkbar geworden,

Klon-Blastozysten herzustellen, deren Entwicklungspoten-
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es eher, überhaupt keine Einschnitte vorzusehen. Beim

Entwicklungsprozess des Menschen gibt es auf dem Weg

von der befruchteten Eizelle bis zur Geburt deutliche

Einschnitte, wie etwa die Einnistung in den mütter-

lichen Uterus oder das Erreichen extrauteriner Lebens-

fähigkeit, die in verschiedenen Zusammenhängen für

das ärztliche Handeln und die normative Regulierung

relevant werden. Bei künstlicher Befruchtung kommt

hinzu, dass die Übertragung des Embryos in die Gebär-

mutter die Handlung einer weiteren Person voraussetzt;

insofern liegt offenkundig ein diskontinuierlicher Pro-

zess vor.

b) Das Identitätsargument verweist auf die personale Iden-

tität zwischen einem späteren geborenen Menschen und

dem Embryo in vitro oder in vivo, der er früher gewesen

ist. Man schlägt also gleichsam eine Identitätsbrücke zu-

rück zu einem früheren Entwicklungsstadium der gege-

benen Person. Das Schwergewicht des Arguments liegt

darauf, dass es von Anbeginn dasselbe Lebewesen ist,

um dessen Rechtsstatus es geht. Die Vorstellung einer

gleichsam in das vorgeburtliche Stadium zurückwirken-

den Menschenwürdegarantie stößt jedoch auf eine 

hier wichtige zeitliche Grenze. Diese liegt bei der Ausbil-

dung des Primitivstreifens, die ca. 14 Tage nach der Be-

fruchtung stattfindet; bis zu diesem Zeitpunkt ist Mehr-

lingsbildung noch möglich. Die Möglichkeit der

Rückprojektion einer später realisierten personalen

Identität im Sinne eines „Das war ich, und daraus konn-

te nur ich werden“, hört aber dort auf, wo die Individu-

ation eingesetzt hat. Auf das Stadium davor, also in den

ersten 14 Tagen, könnte man den soeben angeführten

Satz sinnvoll nicht beziehen, weil da noch nicht fest-

stand, ob sich aus der Blastozyste ein Lebewesen oder

mehrere entwickeln würden. Gerade dieses frühere Sta-

dium ist jedoch für das Forschungsklonen relevant,
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geteilte metaphysische Vorannahmen darüber, dass sich

an Embryonen die Zwecke der Natur, die Bestimmun-

gen des Menschseins oder der göttliche Wille zeigten.

b) Ein speziell zu beurteilender Fall liegt dann vor, wenn

beim Forschungsklonen der geschaffenen Entität die

Totipotenz von vornherein fehlte – wenn ihr etwa die

Fähigkeit zur Einnistung oder die Fähigkeit zum Beginn

der Embryogenese abginge. Es ist durchaus denkbar,

dass dieser Zustand eines Tages nicht nur diagnostisch

identifizierbar wird, sondern dass er darüber hinaus

durch bewusste Manipulation bei Herstellung der be-

treffenden Entität (mit) herbeigeführt würde. Dies

könnte auch nicht als eine die Menschenwürde verlet-

zende Manipulation eines schon vorhandenen Embryos

betrachtet werden. Denn es ist – unbeschadet der Dis-

kussionen um das Potenzialitätsargument – unstrittig,

dass eine Blastozyste ohne Totipotenz, die sich unter

keinen Umständen zu einem Kind entwickeln könnte,

schon definitionsgemäß kein Embryo wäre.

Ins Leere geht der bisweilen erhobene Einwand, es

sei unmoralisch, einen Embryo zu erzeugen, der eigens

mit einem schweren Makel versehen wurde. Denn wenn

das Kriterium für das Vorliegen eines Embryos das

Merkmal der Totipotenz ist, diese aber spontan oder ab-

sichtlich nicht zustande kommt, dann entsteht eben gar

kein Embryo.

(6) Angesichts der Tatsache, dass der Blastozyste vier oder fünf

Tage nach dem Zellkerntransfer noch kein Menschenwür-

deschutz wie einem geborenen Menschen zukommt, greift

auch das gegen das Forschungsklonen immer wieder vorge-

brachte Instrumentalisierungsverbot nicht. In der vom

Bundesverfassungsgericht aufgegriffenen „Objektformel“

von Günter Dürig, die nichts anderes als die verfassungs-

rechtliche Formulierung des Instrumentalisierungsverbots
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zial von vornherein gezielt blockiert wäre, sodass sie nicht

totipotent, also definitorisch keine Embryonen wären (sie-

he b).

a) Die biologische Eigenschaft, an deren Vorliegen das Po-

tenzialitätsargument Menschenwürde und Lebensrecht

knüpft, ist die Totipotenz des Embryos, verstanden als

dessen Fähigkeit, sich unter geeigneten Umständen zu

einem Kind zu entwickeln (auf die Vagheit und Mehr-

deutigkeit des Begriffs wurde im Sachstandsbericht be-

reits hingewiesen). Dabei ist unbestritten, dass dieses

Entwicklungspotenzial sich nur dann aktualisieren

kann, wenn zugleich zahlreiche äußere Bedingungen er-

füllt sind. Bei natürlicher Zeugung sind dies die ohnehin

schon komplexen Bedingungen einer intakten Schwan-

gerschaft. Bei künstlicher Befruchtung kommt die Be-

dingung eines künstlichen Transfers in eine aufnahme-

bereite Gebärmutter hinzu. Beim Forschungsklonen

schließlich wird die Totipotenz asexuell hergestellt:

durch Kerntransfer oder in Zukunft vielleicht sogar

durch Reprogrammierung einer Körperzelle. Dabei sind

diese neuen „äußeren Bedingungen“ völlig artifiziell,

helfen aber letztlich ebenfalls, ein biologisch angelegtes

Potenzial zu befördern. Da Befürworter des Potenziali-

tätsarguments dessen Reichweite wohl kaum auf sämtli-

che Körperzellen ausdehnen möchten, müssen sie einen

entscheidenden normativen Unterschied machen zwi-

schen der Totipotenz eines herkömmlichen Embryos

(die dessen Menschenwürde begründen soll) und dem

(ethisch bedeutungslosen) „Potenzial zur Totipotenz“,

wie es offenbar jeder Zelle zukommt. Eine derartige

normative Auszeichnung des embryonalen Potenzials

versteht sich weder von selbst, noch ist sie angesichts des

komplexen Bedingungsgeflechts einfach durch die Klas-

sifizierung als „aktives Potenzial“ zu erreichen. Vielmehr

verweist eine solche Auszeichnung auf nicht von allen
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streit mit der als Leitthese vorgetragenen Aussage über die

Würde des vorgeburtlichen Lebens stehen. Mit den konkre-

ten Entscheidungsinhalten werden nämlich die eingangs

vorgetragenen Prämissen dementiert. Insbesondere lässt

sich die an konkreten zeitlichen Einschnitten festgemachte,

sukzessiv erschwerte Zulassung der Abtreibung (von der

strafrechtslosen Phase bis zur Nidation über die Fristen von

zwölf bzw. 22 Wochen bis hin zum Ausnahmefall der medi-

zinischen Indikation wegen Lebensgefahr für die schwange-

re Frau) nicht mit der Unbedingtheit und Absolutheit der

Menschenwürde in Übereinstimmung bringen, die das 

Gericht dem Nasciturus zuspricht. In der Sache folgt das

Bundesverfassungsgericht mithin dem hier vertretenen

Konzept eines gestuften Schutzes des vorgeburtlichen Le-

bens. Es wäre nicht konsistent, bei der Bewertung des For-

schungsklonens auf eine solche Abstufung zu verzichten.

2.3. Lebensschutz und Forschungsklonen

Ganz ähnlich wie bei der Menschenwürdegarantie stellt sich

die Lage beim Lebensrecht dar. Auch hier herrscht allgemeiner

Konsens, dass alle geborenen Menschen strikten Lebensschutz

genießen. Lediglich in Ausnahmesituationen (Notwehr, finaler

Rettungsschuss oder Militäreinsatz) wird die Aufopferung in-

dividuellen Lebens vom Staat verlangt bzw. als gerechtfertigt

hingenommen. Gerade für das vorgeburtliche Leben hat es

aber bei diesen wenigen Ausnahmefällen nicht sein Bewenden.

Das zeigt sich bereits am Fall der 1995 neu gefassten so ge-

nannten medizinischen Indikation. Nach geltender und allge-

mein als gerecht empfundener Rechtslage wird nämlich bei

Gefährdung des Lebens der schwangeren Frau durch den

(möglicherweise schon sieben oder acht Monate alten) Fetus

dessen Tötung als zulässig und als „gerechtfertigt“ beurteilt,

was im Falle eines Konflikts zwischen zwei geborenen Personen

ganz ausgeschlossen wäre. Diese medizinische Indikation ist
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enthält, ist bezeichnenderweise vom „konkreten Men-

schen“ die Rede, dessen Menschenwürde dann verletzt

wird, wenn er „zum Objekt, zu einem bloßen Mittel, zur

vertretbaren Größe herabgewürdigt wird.“ Als „konkreter

Mensch“ wird ein Zellverband im Blastozystenstadium

aber sicher nicht angesehen werden können. Angesichts

dessen ist bei der Frage, ob die verbrauchende Inanspruch-

nahme der Blastozyste für die Forschung eine mit der Men-

schenwürde unvereinbare Instrumentalisierung darstellt,

die Finalität des Handelns entscheidend. Soweit das Motiv

in der Erlangung wissenschaftlicher Grundlagenkenntnisse

über zellbiologische Vorgänge mit der langfristigen Zielpers-

pektive der Heilung schwerer Krankheiten besteht, wird

man hierin keine Demütigung oder Erniedrigung sehen

können, die dem „Herabwürdigen“ vergleichbar wäre, das

anerkannten Fällen der Verletzung der Würde von gebore-

nen Menschen (wie etwa Folter, Brandmarkung oder Äch-

tung) innewohnt.

(7) Auch die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts

lässt sich letztlich nicht als Gegenargument gegen die hier

vertretene Position ins Feld führen. Die viel zitierte Wen-

dung „Wo menschliches Leben existiert, kommt ihm Wür-

de zu“ (BVerfGE 39, 1 [41]; 88, 203 [252]) findet sich in

zwei Urteilen, deren Reichweite vom Gericht von vornhe-

rein und explizit auf die Phase nach der Nidation und Indi-

viduation beschränkt worden ist (BVerfGE 39, 1 [37]; 88,

203 [251 f.]). Für die beim Forschungsklonen allein infrage

stehende Phase vor der Einnistung kommt der Wendung al-

so keine Bedeutung zu. Ohnehin sehen sich die Urteile des

Gerichts dem berechtigten Vorwurf der Inkonsistenz ausge-

setzt, weil die jeweils geltenden und für verfassungsgemäß

erklärten gesetzlichen Regelungen (Abtreibung innerhalb

der ersten zwölf Wochen bei Notlagen-Indikation bzw. ge-

mäß Beratungskonzept; Zulassung von embryopathischen

und kriminologischen Indikationen) in offenem Wider-
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ser moralisches Empfinden das Konzept eines gestuften Lebens-

schutzes enthalten, zeigt sich auch daran, dass an die Straflosig-

keit der Abtreibung bis zur zwölften Schwangerschaftswoche

deutlich geringere Anforderungen gestellt werden als im späte-

ren Stadium. Wenn voller Lebensschutz „von Anfang an“ tat-

sächlich gelten sollte, dann dürfte das vorgeburtliche Leben in

der 20. Woche nicht weniger geschützt sein als in den ersten Ta-

gen nach seiner Entstehung. Im Übrigen zeigt der Umstand, dass

eine Frau in der zehnten Schwangerschaftswoche nach Beratung

straflos abtreiben kann, die gleiche Handlung in der 15. Schwan-

gerschaftswoche aber ohne das Vorliegen einer besonderen Indi-

kation strafbar wäre, dass das oft angeführte Argument von der

besonderen Konfliktlage, der die Rechtsordnung Rechnung tra-

gen müsse, ins Leere läuft. Entscheidend für den Unterschied ist

nicht eine neu entstandene Konfliktlage, sondern allein der Um-

stand, dass das vorgeburtliche Leben gewachsen und dem Zeit-

punkt der Geburt näher gerückt ist.

Aus alledem folgt: Selbst wenn man das Blastozystenstadium

als vom Lebensrecht des Art. 2 Abs. 2 GG erfasst ansieht, könnte

der Gesetzgeber mit Blick auf das noch nicht individualisierte

oder gar personalisierte pränidiative Entwicklungsstadium

menschlicher Blastozysten und bei wertendem Vergleich mit

der Rechtslage beim Schwangerschaftsabbruch entsprechende

Einschränkungen zugunsten des Forschungsklonens zulassen.

2.4. Forschungsfreiheit, staatliche Schutzpflicht
und Therapiemöglichkeiten

Da das Forschungsklonen weder in der Menschenwürdegaran-

tie noch im Lebensschutz eine kategorische Schranke findet,

greift zunächst für entsprechende Aktivitäten die Freiheitsver-

mutung des Grundgesetzes.

Demnach ist die Freiheit des Einzelnen prinzipiell unbegrenzt

und nicht begründungsbedürftig, während deren staatliche

Einschränkungen begrenzt und begründungsbedürftig sind.
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nur dann stimmig, wenn man von einer Ungleichwertigkeit

des geborenen und des ungeborenen Lebens ausgeht. Eben dies

entspricht verbreiteten moralischen Intuitionen und der

Rechtslage in der Bundesrepublik Deutschland sowie in ande-

ren demokratisch verfassten Staaten. Im Einzelnen gestaltet

sich die Rechtslage dabei so, dass das vorgeburtliche Leben sei-

nem Wachstum entsprechend schrittweise zunehmenden,

gleichsam gradualisierten Schutz durch die Rechtsordnung ge-

nießt. Je näher der Zeitpunkt der Geburt rückt, desto stärker

wiegt der Schutz des Ungeborenen; je ferner der Zeitpunkt

liegt, desto geringer fällt der Schutz aus. Das lässt sich mit Be-

zug auf die Rechtslage in der Bundesrepublik Deutschland

auch daran ablesen, dass bei natürlicher Zeugung das früh em-

bryonale Leben bis zur Phase der Nidation vollständig schutz-

los gestellt ist: Die Benutzung nidationshemmender Empfäng-

nisverhütungsmittel oder der „Pille danach“ ist rechtmäßig,

obwohl es hier zur Abtötung früh embryonalen Lebens bis zu

knapp zwei Wochen nach seiner Entstehung kommen kann.

Wer den vollen Würde- und Lebensschutz des ungeborenen

Lebens von Anfang an vertritt, müsste eigentlich in dieser Rechts-

lage einen nicht hinnehmbaren Verstoß gegen fundamentale

Verfassungswerte und ethische Mindeststandards sehen.

Gleiches gilt für das Verbot der Implantation eines geklonten

Embryos gemäß § 6 Abs. 2 ESchG: Er darf nicht übertragen wer-

den und muss daher sterben, obwohl es einhelliger Meinung

entspricht, dass einem später geborenen Klon die gleiche Würde

und das gleiche Lebensrecht wie allen Menschen zukäme (siehe

oben Kapitel D). In Wirklichkeit spiegelt sich in derartigen Re-

gelungen nicht nur ein verbreiteter Rechtskonsens wider, son-

dern sie entsprechen auch dem moralischen Empfinden und der

ethischen Bewertung, derzufolge wir einen großen Unterschied

sehen zwischen einer weder eingenisteten noch individuierten,

dazu völlig schmerzunempfindlichen Blastozyste wenige Tage

nach der Befruchtung einerseits und einem extrauterin lebens-

fähigen Fetus im weit fortgeschrittenen Stadium wenige Wochen

vor der Geburt andererseits. Dass unsere Rechtsordnung wie un-
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Parkinson oder Diabetes mellitus oder körperliche Schädigun-

gen wie Querschnittslähmung tatsächlich einmal wirkungsvoll

therapieren zu können. Nur eine einschlägige Grundlagenfor-

schung kann diese Frage beantworten, also nur begrenzte und

kontrollierte Zulassung entsprechender Forschungsprojekte. Aus

diesem Umstand ergibt sich überdies, dass ein Forschungsmo-

ratorium für die Bundesrepublik Deutschland zwar beim der-

zeitigen Stand der Wissenschaft hinnehmbar sein mag, aber bei

fortschreitender Entwicklung rasch revisionsbedürftig werden

kann. Andernfalls würde man anderen Staaten auf Dauer die

Aufklärungslast aufbürden, selber aber von den Resultaten pro-

fitieren, was unter ethischen Gesichtspunkten als Doppelmoral

angesehen werden müsste. Es ist nämlich ausgeschlossen, The-

rapien für bislang unbehandelbare Krankheiten, sollten sie im

Ausland auf der Grundlage des Forschungsklonens entwickelt

worden sein, den Patienten in Deutschland zu verweigern.

2.5. Regulierung des Forschungsklonens

Um bei einer Zulassung des Forschungsklonens in Deutsch-

land jede missbräuchliche Verwendung geklonter Blastozysten

für die menschliche Fortpflanzung zuverlässig auszuschließen,

sind Regulierung und Kontrolle notwendig. Als geeignete Mittel

sind eine Registrierung der Herstellung solcher Blastozysten

und die Beschränkung der Forschung auf lizenzierte Zentren

in Betracht zu ziehen. Auf jeden Fall bedarf es einer Doku-

mentation, die über Erzeugung, Weitergabe und Verwendung

der Blastozysten nachvollziehbar Rechenschaft ablegt.

Es ist aber nicht nur möglicher Missbrauch, der einen 

restriktiven Umgang mit geklonten Blastozysten erfordert,

sondern auch die intuitive Scheu vor Manipulationen im An-

fangsbereich menschlichen Lebens. Dies anzuerkennen, ver-

langt keineswegs, jenen Blastozysten den Status von Personen

zuzuschreiben. Denn dass es ein Mittleres gibt zwischen dem

höchstmöglichen Schutz, den wir einer Person zusprechen,
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Speziell für die Forschungsfreiheit kommt deren anerkannt

hoher Rang hinzu, der sich nicht zuletzt darin niederschlägt,

dass Art. 5 Abs. 3 GG keinen einfachen Gesetzesvorbehalt

kennt. Einschränkungen müssen daher auf einem höheren

Rechtfertigungsniveau angesiedelt sein: Sie bedürfen einer be-

sonderen Rechtfertigung auf der Ebene der Verfassung selbst,

insbesondere durch Grundrechte Dritter oder sonstige mit

Verfassungsrang ausgestattete Rechtswerte.

Ein weiterer wichtiger grundrechtlicher Aspekt tritt hinzu,

der für das Forschungsklonen insofern von Bedeutung ist, als

die entsprechenden Forschungen langfristig der Entwicklung

medizinischer Therapien und Heilmethoden für schwerste

Krankheiten und Behinderungen dienen sollen. Grundrechte

sind nämlich nicht nur Abwehrrechte des Einzelnen gegen 

den Staat. Diesen trifft vielmehr auch die Pflicht, sich der ein-

schlägigen Formulierung des Bundesverfassungsgerichts ge-

mäß „schützend und fördernd“ vor die Grundrechte zu stellen.

Der Staat wird hier also vom Grundgesetz in die Verantwor-

tung genommen. Bezogen auf den Schutz von Leben und Ge-

sundheit bedeutet das, dass es durchaus zu den grundrecht-

lichen Schutzpflichten des Staates zählt, die Entwicklung neuer

Heilmethoden und neuer Therapien zu fördern, sie jedenfalls

nicht zu vereiteln oder gar zu verbieten. Hierbei verfügt der

Staat zwar über einen sehr weiten Handlungs- und Gestal-

tungsspielraum; aber ganz grundsätzlich zeigt sich, dass 

Art. 2 Abs. 1 GG nicht lediglich ein Hindernis für biomedizini-

sche Forschung bildet, sondern diese in ihm gegenläufig eine

Stütze findet. Für Abwägungsentscheidungen kann dies von

Bedeutung und Gewicht sein.

Die hier implizit angesprochene „Ethik des Heilens“ wird in

der verfassungsrechtlichen Literatur zum Teil ihrerseits auf die

Menschenwürde gestützt. Als moralische Solidaritätspflicht

steht sie ohnehin außer Zweifel.

Bei alledem ist freilich zu betonen, dass es keineswegs als 

sicher gelten kann, dass die Forschung mit geklonten Zellver-

bänden tatsächlich dazu führen wird, Krankheiten wie Morbus
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2.6. Der mögliche Missbrauch des Forschungsklonens 

Gegen das Forschungsklonen wird u.a. eingewandt, dass es kei-

ne scharfe Grenzziehung zum Fortpflanzungsklonen gebe.

Man verweist darauf, dass es bei anderem als dem geplanten

(auf Forschung an Blastozysten beschränkten) Geschehensab-

lauf, nämlich der Implantation der Blastozyste in die Gebär-

mutter einer Frau mit folgender Austragung der Schwanger-

schaft, zur Geburt eines Klon-Menschen und damit zu einem

allseits abgelehnten Vorgang kommen könne. Dieses Argu-

ment lenkt unser Augenmerk auf eine Gefahr, die man gewiss

nicht leugnen, ebenso gewiss aber nicht mit einem Verbot des

Forschungsklonens wirksam bannen kann.

Ganz allgemein ist bei Techniken, die sowohl Schaden als

auch Nutzen stiften können, gezielt der Missbrauch zu verbieten,

nicht aber vorsorglich auch ihr legitimer Gebrauch zu untersa-

gen. Die Herstellung und der Gebrauch von Messern werden zu

Recht nicht verboten, obwohl sie in der Hand eines Verbrechers

zur tödlichen Waffe werden können. Das probate und in allen Be-

reichen der Gesellschaft seit jeher genutzte Mittel zum Aus-

schluss der jeweils nicht gewollten (verbrecherischen, zu risiko-

behafteten oder aus anderen Gründen nicht gewünschten)

Handlungsalternative ist die Sanktion. Entsprechend stellt das Ver-

bot des Fortpflanzungsklonens eine geeignete und hinreichende

Maßnahme gegen den Missbrauch des Forschungsklonens dar.

Die Stabilität eines Verbots des Fortpflanzungsklonens be-

ruht darauf, dass die Herstellung eines Menschen durch Klo-

nen in der Gesellschaft einhellig abgelehnt wird. Nichts spricht

dafür, dass diese Wertung sukzessive infrage gestellt werden

könnte, wenn man die Herstellung von geklonten Blastozysten

für die Forschung erlaubt, also für einen ganz anderen Zweck

als die Fortpflanzung.

Die Tatsache, dass das Forschungsklonen in langfristiger

Perspektive für die Entwicklung medizinischer Therapien von

Bedeutung sein kann, spricht ebenfalls gegen ein generelles

Verbot des Forschungsklonens. Ein solches Verbot würde das
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und dem beliebigen Umgang mit einer Sache, ist uns auch

sonst wohl vertraut. Unsere Pietät verbietet beispielsweise den

beliebigen Umgang mit dem menschlichen Leichnam, erlaubt

aber schon seit Jahrhunderten aus gewichtigen medizinischen

und kriminologischen Gründen Eingriffe, die beim lebenden

Menschen undenkbar wären. Die Achtung vor dem Leichnam

ist dadurch nicht außer Kraft gesetzt worden.

Ebenso wenig ist zu befürchten, dass das Forschungsklonen

einer Verrohung der Gesellschaft Vorschub leistet. Weil das

menschliche Ethos an lebensweltlichen Erfahrungen und Situ-

ationen orientiert ist, vollzieht es mühelos die Unterscheidung

zwischen einem mikroskopischen Gebilde im Labor, der 

Leibesfrucht im Mutterleib und einem Menschen, der durch

Geburt „zur Welt gekommen ist“. Jeder Versuch, diese Unter-

schiede wegzudefinieren, wird auf emotionalen Widerstand

stoßen. Die Angst vor Verrohung unterschätzt dieses vom 

wissenschaftlichen Kenntnisstand weitgehend unabhängige

Unterscheidungsvermögen. Ein Beispiel: Die in vielen Ländern

seit Jahrzehnten anerkannte medizinische Praxis der künst-

lichen Befruchtung (IVF) bringt es mit sich, dass nach einem

Behandlungserfolg überzählige Blastozysten in nicht geringer

Anzahl vernichtet werden müssen. Es ist nicht bekannt, dass

deshalb in diesen Ländern die Anzahl von Schwangerschafts-

abbrüchen oder Tötungsdelikten angestiegen wäre.

Beim wissenschaftlichen Umgang mit geklonten Blastozys-

ten ist eine analoge Rücksicht geboten. Deshalb verbieten sich

Forschungen an geklonten menschlichen Blastozysten, wenn

die erstrebten Erkenntnisse auch an tierischen Modellsystemen

oder anderen menschlichen Zellen gewonnen werden können.

Erst wenn die anstehenden Fragen im Tierversuch hinreichend

vorgeklärt sind, sollte die Forschung an geklonten mensch-

lichen Blastozysten erlaubt sein. Dagegen wäre es unsachge-

mäß, in jedem Falle eine direkte therapeutische Zielstellung für

solche Forschungen zu fordern. Denn es handelt sich hier um

Grundlagenforschung, die naturgemäß ergebnisoffen ist und

nicht auf konkrete Ergebnisse verpflichtet werden kann.
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2.8. Embryonensplitting

Die vorstehenden Gesichtspunkte erfassen in vollem Umfang

auch das Embryonenplitting, bei dem aus einer durch Zell-

kerntransfer oder durch Befruchtung entstandenen Zygote ein

Zellverband entsteht und geteilt wird (embryo splitting). Für

die ethische und verfassungsrechtliche Zulässigkeit dieser 

Teilung kommt es stets auf den Kontext und die Absicht der

späteren Verwendung an: Sofern die entstehenden Gebilde 

für Zwecke der Grundlagenforschung mit dem Ziel der Ent-

wicklung von Zelltherapien verwendet werden, ist weder in

dieser Verwendung noch in der vorhergehenden Teilung eine

Verletzung der Würde oder des Lebensrechts eines Menschen

zu sehen. Sofern ein solches durch Teilung entstandenes Gebil-

de jedoch in den Uterus einer Frau implantiert werden soll,

greift das in Kapitel D dieser Stellungnahme vom NER einmü-

tig festgestellte Verbot des Fortpflanzungsklonens.

2.9. Gesetzgeberischer Handlungsbedarf

Es ist umstritten, ob das Embryonenschutzgesetz in seiner 

derzeitigen Fassung ein Verbot des Forschungsklonens enthält

(siehe Kapitel C). Eine Präzisierung des Gesetzes ist daher in je-

dem Fall erforderlich, und zwar unabhängig davon, ob man

Forschungsklonen im Prinzip für vertretbar hält oder nicht.

Nach hier vertretener Auffassung ist eine Regelung der Voraus-

setzungen, unter denen das Forschungsklonen zulässig ist, er-

forderlich („Verbot mit Erlaubnisvorbehalt“).

Wolfgang van den Daele, Horst Dreier, Detlev Ganten, Volker Gerhardt,
Christiane Nüsslein-Volhard, Peter Propping, Heinz Putzhammer, 
Jens Reich, Bettina Schöne-Seifert, Richard Schröder, Jochen Taupitz, 
Kristiane Weber-Hassemer
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Missbrauchsrisiko nicht entscheidend mindern, aber mögli-

cherweise wissenschaftliche Erkenntnisfortschritte behindern,

von denen sich schwer kranke Menschen Heilung erhoffen.

Diesem Perspektivenverlust stünde kein erkennbarer Gewinn

in Gestalt einer Minderung des Missbrauchsrisikos gegenüber.

2.7. Problem der Eizellspenden

Schließlich ist zu beachten, dass nach gegenwärtigem Stand der

Technik zur Herstellung von geklonten Blastozysten menschli-

che Eizellen benötigt werden, deren Anzahl von der Art und

der Zielsetzung der jeweiligen Forschung abhängt. Da die Ei-

zellgewinnung mit erheblichen Belastungen für die Spenderin

verbunden sein kann ist, ist zu hoffen, dass aufgrund neuer

zellbiologischer Verfahren Eizellspenden von Frauen entbehr-

lich werden. Solange solche Spenden jedoch alternativlos sind,

können sie – wie andere Eingriffe zu Forschungszwecken – 

unter der Voraussetzung freiwilliger und aufgeklärter Zustim-

mung der Spenderin (informed consent) gerechtfertigt sein. Die

Aufklärung muss insbesondere die möglichen Risiken der Ent-

nahme und den vorgesehenen Verwendungszweck umfassen.

Die Ausnutzung materieller Notlagen und eine Kommerziali-

sierung sind auszuschließen. Wenn die vorstehend genannten

Bedingungen erfüllt sind, kann von einer menschenwürdewid-

rigen Instrumentalisierung der Spenderinnen nicht gespro-

chen werden.

Von einer Instrumentalisierung aufgeklärt zustimmender

Spenderinnen kann insbesondere dann keine Rede sein, wenn

die Eizellen nicht speziell zu Forschungszwecken ihrem Körper

entnommen werden müssen, sondern bei assistierter Repro-

duktion übrig bleiben oder nach einer medizinisch indizierten

Entfernung der Eierstöcke aus den die Eizellen enthaltenden

Eierstöcken gewonnen werden können.
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(2) Instrumentalisierung: Weder beim Klonen zu therapeuti-

schen noch beim Klonen zu wissenschaftlichen Zwecken wird

angestrebt, den erzeugten Embryonen eine Entwicklungs-

chance zu geben. Sie werden vielmehr zum Zwecke der Ent-

wicklung neuer Behandlungsmethoden oder des wissen-

schaftlichen Erkenntnisgewinns kurz nach ihrer Entstehung

zerstört. Damit erfüllen diese beiden Zielsetzungen des

Klonens eindeutig den Tatbestand der Instrumentalisie-

rung menschlichen Lebens. Eine Instrumentalisierung stellt

jedoch die Anerkennung und den Respekt infrage, die den

menschlichen Embryonen als Angehörigen der Gattung

Mensch, in jedem Fall aber als Grundrechtsträgern zukom-

men. Deshalb verbietet sie sich. Sollten sich beim Klonen

konkrete Heilungsoptionen für den Menschen ergeben, wä-

ren die mit der Instrumentalisierung von Embryonen und

der Eizellspende verbundenen Probleme nicht behoben. In

diesem Fall müssten die auftretenden Grundrechtskonflik-

te neu bewertet werden.

(3) Eizellverbrauch: Weibliche Eizellen sind bislang eine un-

verzichtbare Grundlage für das Klonen, das auf dem Kern-

transfer beruht. Ihre Gewinnung ist mit körperlichen Risiken

für die betroffenen Frauen verbunden. Dadurch werden 

Eizellen zu einem ethisch höchst problematischen Aus-

gangsmaterial für Forschung und Therapie. Eizellen, die 

im Rahmen von Unfruchtbarkeitsbehandlungen gespendet

werden, stellen keine Alternative dar; sie sind bereits jetzt

weltweit eine knappe Ressource. So droht unter anderem

eine Kommerzialisierung des weiblichen Körpers, die mit

der Würde der Frau nicht vereinbar ist. Dabei ist eine Aus-

nutzung wirtschaftlicher Notsituationen von Frauen nicht

auszuschließen. Viele Länder verfügen zudem nicht über

die Kapazitäten, die Eizellgewinnung angemessen zu kon-

trollieren. Vor diesem Hintergrund werden ein Nachweis

der Freiwilligkeit der Spende und die Überprüfung einer

informierten Zustimmung (informed consent) kaum mög-
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POSITION C:
Verbot des Forschungsklonens zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt

1. Votum

Die Herstellung menschlicher Embryonen auf dem Wege des

Klonens für wissenschaftliche oder therapeutische Zwecke ist

derzeit ethisch nicht vertretbar. Sie muss durch entsprechende

rechtliche Regelungen untersagt werden.

Sollten sich in der Forschung ethisch vertretbare Möglich-

keiten ergeben, Stammzellen auch ohne die Verwendung von

Embryonen zu gewinnen, sind solche Ansätze zu fördern.

2. Begründung

(1) Therapeutische Perspektiven: Die mit dem so genannten

therapeutischen Klonen und einer darauf beruhenden

Stammzellgewinnung verknüpfte Erwartung, schwere Krank-

heiten behandeln und Leiden vermindern zu können,

weckt Hoffnungen, die verständlich und nachvollziehbar

sind. Bei der Diskussion über die Zulässigkeit der Grundla-

genforschung darf jedoch nicht mit Therapiemöglichkeiten

argumentiert werden, deren Aussichten völlig unsicher

sind. Nach dem gegenwärtigen Stand der Forschung spre-

chen zudem gewichtige medizinische Bedenken gegen den

therapeutischen Einsatz von Stammzellen, die aus mensch-

lichen Klon-Embryonen gewonnen wurden. Dazu gehören

vor allem die mangelnde Effizienz der Versuche, die mög-

lichen genetischen und epigenetischen Schäden der auf die-

se Weise hergestellten Zellen und die Strittigkeit der Im-

munverträglichkeit.
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c) Solange schließlich keine unmittelbare therapeutische

Zweckdienlichkeit für konkrete Patientengruppen plau-

sibel gemacht werden kann, ist die Hochrangigkeit der

Forschung nicht nachgewiesen.

(5) Perspektiven der Forschung: Über das Klonen durch Kern-

transfer hinaus sind inzwischen weitere Verfahren und

Techniken in der Entwicklung, mit deren Hilfe Zellen oder

Zellkerne in einen Zustand versetzt werden können, der dem

einer embryonalen Zelle ähnelt. Dazu gehören beispiels-

weise die Parthenogenese, die Aggregation embryonaler

Stammzellen zu Blastozysten, der Kerntransfer in Eizellen,

die in vitro aus kultivierten embryonalen Stammzellen ge-

wonnen wurden, sowie die Rückprogrammierung somati-

scher Zellen in ein früheres Entwicklungsstadium.

Ob es sich bei den Ergebnissen solcher Versuche jedoch

um menschliche Embryonen, also zur Ganzheitsbildung 

fähige Entitäten handelt, lässt sich beim Menschen nicht

positiv überprüfen; die Übertragung derartiger Gebilde auf

eine Frau würde anerkannte ethische Gebote verletzen.

Angesichts der experimentellen Manipulierbarkeit des Ent-

wicklungsstadiums von Zellen und der aus ethischen Gründen

nicht möglichen direkten Feststellbarkeit des Vorliegens

von Totipotenz müssen zusätzliche Kriterien entwickelt

werden, auf deren Grundlage das Entwicklungspotenzial

der so hergestellten Zellen eingeschätzt werden kann. Damit

ließen sich Veränderungen oder Verfahren, die ethisch ak-

zeptabel sind, von solchen unterscheiden, die aus guten

Gründen unterlassen werden sollten. Allerdings sind diese

Verfahren in jedem Einzelfall nicht nur im Kontext der For-

schung, sondern auch bei einer möglichen späteren thera-

peutischen Anwendung auf ihre ethische Vertretbarkeit hin

zu überprüfen. Als eines solcher Kriterien bietet sich die

Verwendung von aus dem weiblichen Körper entnommenen

Eizellen an. Soweit die oben unter (3) dargestellten ethischen

Argumente tangiert sind, verbieten sich solche Experimente.
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lich sein. Deshalb reicht der Verweis auf das Selbstbestim-

mungsrecht von Frauen nicht aus, um die Gewinnung und

Verwendung von Eizellen zum Zweck des Klonens zu legi-

timieren.

(4) Forschungsverantwortung: Gerade die Endlichkeit des

Menschen, seine Verletzlichkeit und Anfälligkeit sind es, die

ihn von jeher bewegen zu versuchen, Krankheiten, Altern

und Sterben zu überwinden. Der menschliche Wissens-

drang, das Interesse, die grundlegenden menschlichen Le-

bensprozesse zu verstehen und die Zukunft zu gestalten, zu

planen und zu sichern, sind ein wichtiger Impetus human-

medizinischer Forschung. So bedeutsam jedoch die Suche

nach immer neuen Erkenntnissen ist, so sehr kommt es bei

allen Überlegungen zur Forschung darauf an, die Legiti-

mität ihrer Ressourcen und ihre Folgen zu bedenken.

Forschung zur Untersuchung und Veränderung des

Entwicklungsstatus von Zellen muss grundsätzlich möglich

sein. Der Hinweis auf die Forschungsfreiheit allerdings ge-

nügt nicht als Rechtfertigung solcher Forschungsprojekte.

Die Zulässigkeit muss vielmehr jeweils an der Verhältnis-

mäßigkeit, der Alternativlosigkeit und der Hochrangigkeit

der Forschungsvorhaben gemessen werden. Alle drei Krite-

rien sind gegenwärtig sowohl für das wissenschaftliche als

auch für das therapeutische Klonen nicht erfüllt:

a) Eine allgemeine Hoffnung auf die Entwicklung von The-

rapiemöglichkeiten kann weder die Herstellung und den

Verbrauch menschlicher Embryonen für Forschungs-

zwecke noch die Instrumentalisierung und Gefährdung

von Frauen bei der Eizellspende legitimieren.

b)Bislang sind die beim Menschen ethisch vertretbaren

Möglichkeiten des Erkenntnisgewinns zum Beispiel mit

adulten Stammzellen nicht ausgeschöpft.
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zu kommen, werden die angestrebten Ziele des nicht repro-

duktiven Klonens getrennt untersucht und gegen die mit die-

sem Verfahren jeweils verbundenen Unsicherheiten und medi-

zinischen wie ethischen Risiken abgewogen.

3.2. Klonen zu therapeutischen Zwecken

Das Klonen durch Kerntransfer ermöglicht es, Blastozysten zu

erzeugen, die genetisch mit demjenigen Menschen, von dem

der Zellkern stammt, weitgehend, wenn auch nicht vollständig

identisch sind. Man hofft, dass eine aus solchen Blastozysten

potenziell zu gewinnende Stammzelllinie für den Spender im-

munverträglich ist, sodass die aus ihr gewonnenen Zellen nach

Transplantation nicht abgestoßen werden. Ob dieses jedoch so

sein wird und ob solche Zellen aus geklonten Blastozysten je-

mals therapeutisch einsetzbar sein werden, kann heute nie-

mand sagen. Es gibt gute Gründe, an der therapeutischen Nutz-

barkeit des Klonens zu zweifeln.

3.2.1. Ineffizienz des Verfahrens

Die Zweifel begründen sich zunächst in der Ineffizienz des Ver-

fahrens. Obwohl das Klonen in Tierversuchen seit nunmehr

fast acht Jahren erprobt wird, ist es nach wie vor schwierig und

vergleichsweise wenig ertragreich. Zwar entstehen im Tierex-

periment aus etwa 25 % der entkernten Eizellen, in die soma-

tische Zellkerne übertragen wurden, Blastozysten; allerdings

muss zur Erreichung dieser Quote von weitaus mehr Eizellen

ausgegangen werden: Nicht alle Zellen können verwendet wer-

den, die Isolierung der inneren Zellmasse aus den Blastozysten

gelingt nicht in allen Fällen, und die Etablierung einer embryo-

nalen Stammzellkultur aus diesen Zellen ist nur selten erfolg-

reich.

Die Versuche einer koreanischen Arbeitsgruppe zum Klo-

nen menschlicher Embryonen zeigen, dass diese Ergebnisse
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3. Stellungnahme

3.1. Klonen ohne reproduktive Absichten

Durch die Fortschritte in der modernen zellbiologischen, mo-

lekularbiologischen, reproduktionsbiologischen und -medizi-

nischen Forschung ist es möglich geworden, menschliche Em-

bryonen nicht nur durch die Befruchtung einer Eizelle mittels

einer Samenzelle zu erzeugen, sondern auch mithilfe des Klo-

nens, das auf dem Transfer somatischer Zellkerne in entkernte

Eizellen (Kerntransfer) basiert. Die so gewonnenen Embryonen

können im Rahmen systematischer Experimente untersucht

oder für die Gewinnung von Stammzellen verwendet werden.

Die Machbarkeit eines Verfahrens allein begründet jedoch

nicht seine Legitimität. Dies ist vor allem dann nicht der Fall,

wenn dadurch Rechte oder Ansprüche anderer betroffen sind. Je

problematischer ein solches Verfahren in ethischer, rechtlicher

und sozialer Hinsicht ist, desto genauer müssen die Belege und

Argumente geprüft werden, die zu seinen Gunsten vorgebracht

werden.

Für das Klonen menschlicher Embryonen ohne reproduktive

Absichten werden im Wesentlichen zwei Gründe angeführt.

a) Zum einen eröffnet es die Perspektive, embryonale Stamm-

zellen für den therapeutischen Einsatz gewinnen zu können,

die immunkompatibel sind und vom potenziellen Emp-

fänger nicht abgestoßen werden (therapeutisches Klonen).

b)Zum anderen hofft man, mithilfe dieses Verfahrens

grundlegende entwicklungsbiologische Mechanismen,

aber auch bestimmte Krankheiten besser erforschen zu

können (Forschungsklonen).

Im Folgenden werden die für die Vertretbarkeit des Klonens

mit den genannten Zielsetzungen vorgebrachten Argumente

überprüft. Um zu einer tragfähigen Bewertung des Verfahrens
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jedoch nur im Versuch am Menschen zeigen. In der Zellkultur

ist kaum sicherzustellen, dass die aus den Klon-Embryonen

gewonnenen Stammzellen tatsächlich keine Fehler aufweisen,

die nach Transplantation in den Körper des Patienten zu Stö-

rungen der Funktion oder des Wachstums führen.

Bislang ist noch nicht einmal bekannt, ob embryonale

Stammzellen, die aus in vitro erzeugten Embryonen stammen,

beim Menschen gefahrlos eingesetzt werden können, also ob

ihr Wachstum kontrolliert werden kann und sie keine Tumore

bilden. Da IVF-Embryonen durch die Verschmelzung zweier

Keimzellen und nicht durch Reprogrammierung eines somati-

schen Zellkerns entstanden sind, kann man in der Regel davon

ausgehen, dass die aus ihnen gewonnenen Stammzellen solche

Reprogrammierungsfehler nicht aufweisen. Die Stammzellge-

winnung aus Klon-Embryonen für therapeutische Zwecke in

Erwägung zu ziehen, wäre also – jenseits aller grundsätzlichen

ethischen Argumente – erst dann sinnvoll, wenn der therapeu-

tische Nutzen embryonaler Stammzellen grundsätzlich belegt

wäre. Dies ist jedoch nicht der Fall.

3.2.3. Ungeklärte Immunkompatibilität 

Der wichtigste Grund, der für die Gewinnung von Stammzel-

len aus geklonten Blastozysten vorgebracht wird, ist die ver-

mutete Immunverträglichkeit solcher Zellen mit dem Orga-

nismus des Menschen, aus dem der zum Klonen verwendete

Zellkern stammt. Zu berücksichtigen ist jedoch, dass sich 

nicht nur im Kerngenom, sondern auch in den Mitochondrien

der Eizelle Gene befinden, die an alle daraus entstehenden

Tochterzellen weitergegeben werden. Niemand weiß, ob die

Produkte dieser Gene im Organismus des Empfängers nicht als

fremd erkannt werden und Abwehrreaktionen gegen diese Zel-

len auslösen. Bevor diese Frage nicht in analogen Tierversu-

chen geklärt ist, ist es nicht begründet, zumindest aber ver-

früht, das Argument der Immunverträglichkeit für die

Notwendigkeit der Gewinnung von Stammzellen aus Klon-

sich durchaus auf den Menschen übertragen lassen. Ausgegan-

gen wurde von 242 Eizellen von 16 Spenderinnen. Aus 176 ent-

kernten Eizellen entwickelten sich nach Transfer eines somati-

schen Zellkerns 30 Blastozysten, aus deren isolierten inneren

Zellmassen sich eine einzige Stammzelllinie kultivieren ließ 35.

Bezogen auf die Anzahl der eingesetzten Eizellen liegt die Er-

folgsrate also unter 0,5%.

Auch wenn sich die Effizienz des Klonens durch Kerntrans-

fer in den nächsten Jahren deutlich verbessern ließe, könnte

man es kaum in einem relevanten Umfang zur Gewinnung in-

dividueller embryonaler Stammzelllinien für die Behandlung

einzelner Patienten einsetzen. Erschwerend, wenngleich nicht

mit der gleichen ethischen Gewichtung wie die Tatsache, dass

auch dann immer noch mehrere Frauen für eine Patientin oder

einen Patienten Eizellen spenden müssten, kommt hinzu, dass

ein solches Verfahren – anerkannt als therapeutische Option,

die in indizierten Fällen prinzipiell in Anspruch genommen

werden könnte – vom öffentlichen Gesundheitswesen für eine

größere Zahl von Patienten wohl kaum finanzierbar wäre. Die

Wahrscheinlichkeit ist daher hoch, dass sich so genannte Volks-

krankheiten auf diesem Wege nicht werden heilen lassen – ein

Argument, das immer wieder für das Klonen vorgebracht wird.

3.2.2. Fehlerhaftigkeit des Verfahrens

Zweifel an der therapeutischen Nutzbarkeit geklonter Stamm-

zellen begründen sich des Weiteren in der mangelnden Kon-

trollierbarkeit der Reprogrammierung der somatischen Zell-

kerne und der schwierigen Überprüfbarkeit der Ergebnisse 

der Reprogrammierung. Zwar vertreten einige Wissenschaftler

die Auffassung, dass Stammzellen, die von Klon-Embryonen

stammen, sich funktionell nicht von denen unterscheiden, die

aus Embryonen gewonnen wurden, die durch In-vitro-Fertili-

sation erzeugt wurden. Ob diese Annahme zutrifft, lässt sich
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Klone oder solche von Primaten oder anderen Säugetieren zur

Forschung verwendet werden.

Forschung zur Herstellung von und Forschung an mensch-

lichen Klonen kann demzufolge weder als hochrangig noch als

alternativlos bezeichnet werden. Die Gründe, die im Wesent-

lichen bleiben, sind menschlicher Wissensdrang und Gestal-

tungswille. Natürlich sind diese in ihrer kulturellen Bedeutung

nicht zu unterschätzen. Dennoch stehen der Ausübung dieses

Freiheitsrechts gewichtige Argumente aus dem Bereich einer

menschenrechtsbasierten Individual- und Sozialethik gegen-

über. Diese Argumente beziehen sich auf die Legitimität der

Ressourcen, die für das Klonen benötigt werden, und auf den

Status des geklonten menschlichen Embryos.

3.3.1. Einsatz und Verbrauch weiblicher Eizellen

Eine entscheidende, bislang unverzichtbare und nicht zu erset-

zende Grundlage für das Klonen durch Kerntransfer sind weib-

liche Eizellen. In ihrem Zytoplasma befinden sich alle Substan-

zen, die für die Reprogrammierung somatischer Zellkerne

erforderlich sind. Die Gewinnung menschlicher Eizellen wirft

jedoch schwerwiegende Probleme auf. Frauen, die Eizellen

spenden wollen, müssen hormonell behandelt werden, damit

in ihren Eierstöcken mehrere Eizellen gleichzeitig heranreifen.

Sowohl die Hormonbehandlung als auch die operative und zu-

meist unter Narkose stattfindende Punktion der Eibläschen zur

Entnahme der reifen Oozyten bergen nicht unerhebliche ge-

sundheitliche Risken für die Spenderinnen. Schon sie allein

machen diese Art der Gewinnung von Eizellen für wissen-

schaftliche oder therapeutische Zwecke äußerst problematisch.

Darüber hinaus sind Eizellen eine knappe Ressource. Dies

ist bereits im Zusammenhang mit Unfruchtbarkeitsbehand-

lungen der Fall. Die in Ländern, wo dies rechtlich möglich ist,

gespendeten Eizellen reichen nicht einmal aus, um die Nach-

frage unter denjenigen Paaren zu befriedigen, die solche Zellen

zum Zwecke der Etablierung einer Schwangerschaft nutzen

Embryonen anzuführen. Darüber hinaus scheint die Gewin-

nung von immunkompatiblen Stammzellen auch aus dem 

Organismus erwachsener Menschen selber möglich zu sein.

Wenn diese Möglichkeit sich weiter konkretisieren sollte, wäre

das Verfahren aufgrund seiner weniger problematischen Vo-

raussetzungen und Folgen eindeutig vorzuziehen.

Zusammengefasst bedeutet dies, dass die therapeutische

Zielbestimmung für das Klonen heute nicht mehr als eine vage,

für die Anwendung am Menschen nicht belegte Hoffnung ist.

Es handelt sich also nicht um konkrete Behandlungsoptionen,

sondern um gute Absichten und Hoffnungen: Leidvermeidung

und Heilungserwartungen für zukünftige Patienten. Solche Hoff-

nungen allein sind kein hinreichendes Argument, um das Klonen

gegenüber den Rechten und Ansprüchen konkreter Anderer –

der Eizellspenderinnen und der menschlichen Embryonen – zu

priorisieren und die ethischen Bedenken zu entkräften.

3.3. Klonen zu Forschungszwecken

Demzufolge hat das Klonen ohne reproduktive Absichten heu-

te vor allem das Ziel des Erwerbs von wissenschaftlichem und

medizinischem Grundlagenwissen. Dem Erwerb solchen Wis-

sens werden vor allem dann große Spielräume eingeräumt,

wenn es „hochrangig“ und/oder „alternativlos“ ist. Die wissen-

schaftliche und kulturelle Bedeutung der Erzeugung von

Grundlagenwissen ist nicht zu bezweifeln. Dennoch kann eine

solche Forschung, wenn sie nicht unmittelbar therapeutisch

notwendig ist und konkreten Patientengruppen dient, kaum zu

Recht als „hochrangig“ bezeichnet werden.

Als alternativlos würde man ein Verfahren dann bezeichnen,

wenn ein bestimmtes Grundlagenwissen nur und ausschließ-

lich auf diesem Wege – hier durch das Klonen menschlicher

Embryonen – erzeugt werden könnte. Das ist jedoch keines-

wegs der Fall. Solange es um vorklinische Grundlagenfor-

schung geht, ist es vergleichsweise unerheblich, ob menschliche
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Damit stellt sich die Frage nach dem biologischen und dem

moralischen Status solcher artifiziell erzeugten Entitäten, des-

sen Bewertung eine enorme Herausforderung darstellt. Sowohl

die Prozesse der Entstehung solcher Blastozysten als auch ihre

Eigenschaften sind wissenschaftlich-experimentell beeinfluss-

bar und teilweise kontrollierbar geworden. Die naturhaft gege-

benen Anfangsbedingungen solcher Entitäten sind daher keine

Orientierungshilfe für das ethische Urteil mehr.

Normalerweise entsteht ein menschlicher Embryo aus einer

befruchteten Eizelle im Innern des weiblichen Körpers. Mit der

Einführung der In-vitro-Fertilisation und des Klonens haben

sich die Bedingungen seiner Entstehung radikal verändert.

Nicht nur der Ort des Geschehens ist nach außerhalb des weib-

lichen Körpers verlagert worden, sondern auch seine biologisch-

materiellen Voraussetzungen sind teilweise obsolet geworden.

Statt ausschließlich durch die Befruchtung weiblicher mit

männlichen Keimzellen lassen sich Embryonen heute auch aus

entkernten Eizellen in Verbindung mit Körperzellen erzeugen.

Nicht verändert hat sich offensichtlich die grundsätzliche

Fähigkeit der so entstandenen Gebilde, sich zu einem ganzen

Organismus entwickeln zu können. Auch wenn sich einschlä-

gige Versuche am Menschen aus ethischen Gründen verbieten,

ist in Analogie zu Tierversuchen davon auszugehen, dass zu-

mindest ein Teil derart hergestellter Embryonen ein Potenzial

zur Ganzheitsbildung besitzt. Solange und sobald dies möglich

ist, sind solche Organismen sinnvollerweise der Gattung

Mensch zuzurechnen.

Erfolgt das Klonen zu wissenschaftlichen oder therapeuti-

schen Zwecken, werden die Embryonen anschließend in Expe-

rimenten zur Gewinnung wissenschaftlicher Information oder

bei der Entnahme von Stammzellen unweigerlich vernichtet.

Beim Klonen mit den genannten Zwecksetzungen wird also

nicht angestrebt, den erzeugten Embryonen selbst eine Ent-

wicklungschance zu geben. Damit erfüllt es eindeutig den 

Tatbestand der Instrumentalisierung. Denn anders als Embryo-

nen, die im Rahmen der künstlichen Befruchtung erzeugt und

möchten. Aus diesem Grund hat sich international bereits ein

grauer Markt für Eizellen entwickelt, auf dem Frauen sich 

gegen eine finanzielle Entschädigung behandeln lassen und 

ihre Eizellen an die Auftraggeber abgeben. Dieser Trend zur

Kommerzialisierung würde sich aller Wahrscheinlichkeit nach

verschärfen, wenn weibliche Eizellen in größerem Umfang 

für Klonexperimente benötigt würden. Der weibliche Körper 

würde zur Ressource transformiert.

Aber auch ohne Kommerzialisierung beinhaltet die Rekru-

tierung von Eizellspenderinnen ethische Fragen und Probleme,

die über die unmittelbaren und mittelbaren Risiken der zur

Gewinnung von Eizellen erforderlichen medizinischen Inter-

ventionen für die einzelnen Frauen hinausgehen. Diese Proble-

me liegen unter anderem im Nachweis der Freiwilligkeit der

Spende und der Überprüfbarkeit der informierten Einwilli-

gung, aber auch in der Ausnutzung von Notsituationen von

Frauen besonders in armen Ländern, die geneigt sein könnten,

die gesundheitlichen Risiken einer Eizellspende in Kauf zu

nehmen, wenn ihnen dafür Vorteile zur Minderung ihrer Not-

lage in Aussicht gestellt werden.

Insgesamt sind die mit der Gewinnung und Verwendung

von Eizellen zur Erzeugung von Klon-Embryonen verbunde-

nen Risiken und ethischen Fragen ein starkes Argument dafür,

Eizellen nur für Zwecke der Fortpflanzung zu gewinnen und

einzusetzen. Es muss vermieden werden, dass Erwartungshal-

tungen entstehen, in denen Frauen ihr Recht auf körperliche

Unversehrtheit gegen die Ansprüche von Wissenschaft und

Medizin auf Eizellen verteidigen müssen.

3.3.2. Instrumentalisierung geklonter menschlicher Embryonen

Durch die Experimente der genannten koreanisch-amerikani-

schen Arbeitsgruppe wurde kürzlich gezeigt, dass auch der

Transfer menschlicher Zellkerne in entkernte menschliche Ei-

zellen zur Entstehung von Embryonen führt, die sich zumin-

dest bis zum Stadium einer Blastozyste entwickeln können.
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zeugung von Embryonen möglich erscheint oder zumindest

nicht ausgeschlossen ist, gehören: die Aggregation embryona-

ler Stammzellen zu Blastozysten; die Befruchtung von Eizellen,

die in vitro aus kultivierten embryonalen Stammzellen gewon-

nen wurden; die Rückprogrammierung somatischer Zellen in

ein früheres Entwicklungsstadium sowie die Erzeugung von

Klon-Chimären aus menschlichen Körperzellen und entkern-

ten Eizellen anderer Säugetierarten. Angesichts der schnellen

Entwicklung auf diesem Forschungsgebiet ist davon auszuge-

hen, dass diese Liste nur vorläufig ist und zukünftig weitere

Verfahren entwickelt werden, die durchweg einzeln auf ihre

ethische Vertretbarkeit hin geprüft werden müssen.

Einige der durch die genannten Verfahren hergestellten Ge-

bilde weisen teilweise Merkmale und Eigenschaften auf, die 

gemeinhin Embryonen zugeschrieben werden. Es stellt sich die

Frage, ob und – wenn ja – aus welchen Gründen es sich dabei 

tatsächlich um Embryonen handelt. Aufgrund der Relevanz

des Begriffes „menschlicher Embryo“ für die ethische und

rechtliche Diskussion ist es erforderlich, den Begriff bzw. die

damit bezeichnete Entität zu präzisieren.

3.3.4. Probleme der Überprüfbarkeit experimentell 
herstellbarer Totipotenz

Zentrales Kriterium für die Unterscheidung zwischen Embryo-

nen und anderen Zellverbänden ist die Fähigkeit von Embryo-

nen, einen vollständigen Organismus bilden zu können (Toti-

potenz). Während bis zur Geburt des Klonschafes Dolly

Totipotenz nur bei den Zellen des frühen, aus der Befruchtung

einer Eizelle durch eine Samenzelle entstandenen Embryos an-

genommen wurde, kann diese Eigenschaft heute zumindest bei

nicht menschlichen Säugetieren experimentell auch in anderen

Zellen erzeugt werden. Zwar ist zu vermuten, dass dies auch

beim Menschen möglich ist; dies lässt sich jedoch nicht direkt

überprüfen, da dies die ethisch nicht vertretbare Übertragung

solcher Entitäten in einen weiblichen Uterus erfordern würde.

dort unter Umständen nicht mehr für die Fortpflanzung benö-

tigt werden, werden diese Embryonen nicht um ihrer selbst

willen hergestellt; ihre Erzeugung und Vernichtung dient allein

den Interessen anderer. Diese Interessen sind zwar nachvollzieh-

bar und legitim, können es jedoch nicht rechtfertigen, Embryonen

zur bloß materiellen Ressource des Klonens zu machen. Eine

solche Verwendung suspendiert die Anerkennung und den Res-

pekt, die menschlichen Embryonen als Angehörigen der Gattung

Mensch, in jedem Fall aber als Grundrechtsträger zukommen.

Die Herstellung menschlicher Embryonen zu wissenschaft-

lichen Zwecken, die sich allein durch Erkenntnisinteresse und

Gestaltungswillen begründet und die im Ergebnis zur Ver-

nichtung dieser Embryonen führt, ist nicht legitimierbar. Als 

der Gattung Mensch zugehörig, muss grundsätzlich jedem

menschlichen Embryo ein Lebensinteresse unterstellt werden.

Eine Abwägung seiner Lebensinteressen gegen die Interessen

und Rechte anderer könnte – wenn überhaupt – nur dann in

Erwägung gezogen werden, wenn die Rechte eines anderen

Menschen konkret und unmittelbar betroffen wären. Dies ist

im Forschungszusammenhang nicht der Fall.

3.3.3. Neue Techniken – neue Fragen

Über das Klonen mithilfe des somatischen Kerntransfers hi-

naus sind inzwischen weitere Verfahren in der Entwicklung,

mit deren Hilfe teilweise Zellen erzeugt oder Zellkerne in einen

Zustand versetzt werden können, der dem einer embryonalen

Zelle ähnelt. Eines dieser Verfahren ist die Parthenogenese,

also die künstliche Aktivierung einer unbefruchteten Eizelle.

Lange Zeit ging man davon aus, dass die auf diesem Wege ent-

stehenden Embryonen nicht entwicklungsfähig seien. Kürzlich

wurde jedoch bei der Maus gezeigt, dass sie sich nicht nur zu

erwachsenen Tieren entwickeln, sondern auch Nachkommen

haben können36. Zu den weiteren Verfahren, mit denen die Er-
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nicht möglichen direkten Feststellbarkeit des Vorliegens von

Totipotenz müssen zusätzliche Kriterien benannt werden, auf

deren Grundlage das Entwicklungspotenzial der so hergestell-

ten Zellen eingeschätzt werden kann. Damit ließen sich Verän-

derungen oder Verfahren, die ethisch akzeptabel sind, von sol-

chen unterscheiden, die aus guten Gründen unterlassen

werden sollten. Allerdings sind diese Verfahren in jedem Ein-

zelfall nicht nur im Kontext der Forschung, sondern auch bei

einer möglichen späteren therapeutischen Anwendung auf ihre

ethische Vertretbarkeit hin zu überprüfen.

3.3.5. Zusatzkriterium: Die Beteiligung menschlicher Eizellen

Als eines solcher Kriterien bietet sich an, ob in einem Experi-

ment menschliche Eizellen verwendet werden, die als solche

dem menschlichen Körper entnommen worden sind. Folgende

drei Gründe können dafür angeführt werden:

Erstens weisen verschiedene Indizien darauf hin, dass der

Prozess der Reprogrammierung eines somatischen Zellkerns

durch die Art der verwendeten Eizellen beeinflusst wird.

Beispielsweise führten die koreanischen Wissenschaftler ihren

Erfolg beim Klonen menschlicher Embryonen direkt darauf

zurück, dass sie sehr frische Eizellen verwendet hatten. Kryo-

konservierte Eizellen sind dazu offensichtlich weniger gut ge-

eignet; auch in der Reproduktionsmedizin werden bei ihrer

Verwendung im Rahmen der In-vitro-Fertilisation geringere

Erfolgsraten beobachtet. Von Tieren stammende Eizellen

scheinen hingegen nicht oder nur sehr schlecht dazu in der La-

ge zu sein, die Embryonalentwicklung auf der Grundlage eines

menschlichen Genoms zu unterstützen. Unklar ist des Weite-

ren, in welchem Umfang Embryonen zu einer normalen Ent-

wicklung fähig wären, zu deren Erzeugung Eizellen verwendet

würden, die aus embryonalen Stammzellkulturen gewonnen

wurden. Zwar kann dies nicht vollständig ausgeschlossen werden;

dennoch gibt es vor dem Hintergrund bisheriger Erfahrungen

und Kenntnisse gute Gründe für die Annahme, dass die Ent-

Die Informationen, die benötigt werden, um ein wissenschaft-

lich fundiertes ethisches Urteil zu fällen, stehen demzufolge

nicht zur Verfügung. Eine Möglichkeit, mit dieser Unsicherheit

umzugehen, besteht darin, Rückschlüsse aus analogen Experi-

menten mit Tieren zu ziehen. Analogieschlüsse sind eine aner-

kannte wissenschaftliche Methode, die in der Geschichte der

Wissenschaft viele wertvolle Hinweise auf nicht direkt unter-

suchbare Prozesse gegeben haben. Dennoch gibt es auch viele 

Beispiele dafür, dass sich die Ergebnisse von Tierversuchen

nicht direkt auf den Menschen übertragen lassen.

Eine weitere Möglichkeit, mit der existierenden Unsicher-

heit umzugehen, besteht darin, im Zweifelsfall Totipotenz zu

unterstellen (in dubio pro vita). Dadurch würde vermieden,

dass potenziell zur Ganzheitsbildung fähige menschliche Em-

bryonen experimentell erzeugt und verbraucht würden. Dies

könnte jedoch auch dazu führen, dass eine Vielzahl von expe-

rimentell hergestellten menschlichen Zellen oder Zellverbän-

den unter Schutz gestellt würde, ohne dass je bewiesen werden

könnte (oder sollte), dass sich aus ihnen vollständige mensch-

liche Lebewesen entwickeln können. Im Extremfall müsste jede

menschliche Zelle geschützt werden, an der experimentelle Mani-

pulationen vorgenommen worden sind, die Anlass zu der Ver-

mutung geben, dass sich ihr Entwicklungspotenzial in Richtung

auf Erlangung der Fähigkeit zur Ganzheitsbildung verändert hat.

Wenn man diese weitreichenden Schlussfolgerungen ak-

zeptiert, ist man mit zwei Problemen konfrontiert. Zum einen

wären solche Experimente rein praktisch kaum zu kontrollie-

ren. Zum anderen würde dadurch das Prinzip des Embryonen-

schutzes ad absurdum geführt. Denn wenn potenziell jede 

Zelle, an der Eingriffe zur Veränderung ihres Differenzierungs-

zustands vorgenommen wurden, als Embryo angesehen wird,

verlieren – zugespitzt ausgedrückt – ethische Grenzziehungen

und rechtliche Regelungen ihren spezifischen, eindeutig be-

stimmbaren Gegenstand.

Angesichts der experimentellen Manipulierbarkeit des Ent-

wicklungsstadiums von Zellen und der aus ethischen Gründen
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Körpersubstanzen biologische und symbolische Eigenschaften,

die sie von anderen Körperzellen unterscheiden. Die ethische

und rechtliche Relevanz dieses besonderen Status ist bislang

nicht umfassend geklärt. Dennoch gibt es gute Gründe, diesen

Zellen bei der Beurteilung von Klonexperimenten eine beson-

dere Bedeutung beizumessen. Vor allem sprechen aber die mit

der Gewinnung von Eizellen verbundenen ethischen Probleme

dafür, ihre Verwendung im Zusammenhang mit Klonexperi-

menten zu untersagen.

Eve-Marie Engels, Regine Kollek, Christiane Lohkamp, 
Therese Neuer-Miebach, Spiros Simitis

wicklungsfähigkeit solcher auf der Basis menschlicher Zellen

unkonventionell erzeugten Entitäten umso schlechter ist, je

heterologer und artifizieller die dafür verwendeten Eizellen sind.

Die Verwendung von direkt dem menschlichen Körper ent-

stammenden Eizellen gewährleistet grundsätzlich, dass die

Embryonalentwicklung geregelt ablaufen kann; auf diese Weise

ist sichergestellt, dass alle vonseiten der Eizelle bzw. des Em-

bryos erforderlichen Faktoren verfügbar sind. In Abwesenheit

einer vertretbaren direkten Nachweismethode spricht also ei-

niges dafür, so erzeugte Entitäten eher zur Ganzheitsbildung

für fähig zu halten als Entitäten, die mithilfe anderer Aus-

gangszellen oder Materialien erzeugt wurden. Die Tatsache, ob

dem menschlichen Körper entnommene Eizellen verwendet

wurden, sollte deshalb bei der Bewertung experimenteller Ver-

fahren zur Veränderung des Differenzierungsstatus von Zellen

besonders berücksichtigt werden.

Ein zweiter Grund, der gegen Klonexperimente unter Ver-

wendung menschlicher Eizellen spricht, sind die Risiken und

Belastungen für Frauen, die Gefahr der Ausnutzung von Notsi-

tuationen sowie die problematische Überprüfbarkeit der infor-

mierten Einwilligung. Die entsprechenden Argumente wurden

bereits weiter oben ausgeführt.

Drittens wäre zu bedenken, dass Eizellen (wie Samenzellen)

als reproduktive Körpersubstanzen nicht nur biologische Be-

sonderheiten, sondern auch eine spezifische symbolische Be-

deutung haben. Anders als normale Körperzellen sind sie nicht

nur das materielle Substrat individueller Fortpflanzung, son-

dern auch die Basis der Arterhaltung. Sie repräsentieren

Fruchtbarkeit und Zeugungskraft und stehen für die notwen-

dige Komplementarität des männlichen und weiblichen Prin-

zips im Rahmen der geschlechtlichen Fortpflanzung. Darüber

hinaus stellen sie eine genealogische Brücke zwischen vergan-

genen und zukünftigen Generationen dar.

Auch wenn Eizellen kein eigenes Entwicklungspotenzial be-

sitzen und deshalb totipotenten Zellen in normativer Hinsicht

nicht gleichgestellt werden können, haben sie als reproduktive
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GEMEINSAME EMPFEHLUNG ZUM 
FORSCHUNGSKLONEN

Der Nationale Ethikrat verständigt sich – unbeschadet der dar-

gestellten divergierenden Voten – auf die Empfehlung, das For-

schungsklonen in Deutschland gegenwärtig nicht zuzulassen.
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